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Gemeinderat 26.06.2024 

Protokoll 
Über die am Mittwoch, den 26.06.2024 um 19:00 Uhr im Bräuhaus/Lenausaal stattgefundene 

Sitzung des Gemeinderates. 

 

Anwesend: 
Bgm. Mag. (FH) Andrea Völkl ÖVP 

1. Vizebgm. Mag. Martin Falb ÖVP 

2. Vizebgm. Heinz Scheele SPÖ 

STR Gerhard Dummer ÖVP 

STR Ing. Mag. Herwig Hödl ÖVP 

STR Mag. Felix Koll ÖVP 

STR Dr. Christian Moser ÖVP 

STR Admir Osmanovic SPÖ 

STR Markus Rosenberger SPÖ 

STR DI Dietmar Pfeiler GRÜNE 

STR Herbert Pohl FPÖ 

GR Dkfm. Johannes Bartosch ÖVP 

GR Martin Franta, BEd  ÖVP  ab 19:10 Uhr 

GR Siegfried Gaida ÖVP 

GR Monika Handschuh ÖVP 

GR Gregor Hetzendorfer ÖVP 

GR Iris Ludl ÖVP  

GR Eleonore Kopf ÖVP 

GR Peter Samer ÖVP 

GR Margit Weiss ÖVP 

GR Matthias Zagler ÖVP 

GR Manuel Kurzmann SPÖ 

GR Daniel Pollak SPÖ 

GR Michael Polly SPÖ 

GR Mag. Alexandra Rester SPÖ 

GR Christian Rester SPÖ 

GR Jürgen Ruzicka SPÖ 

GR Thomas Salway SPÖ 

GR Mag. Regina Fless-Klinger  GRÜNE 

GR OStR Mag. Walter Klinger GRÜNE 

GR Mag. Matthias Kubat GRÜNE 

GR DI Thomas Muth GRÜNE 

GR Alen Ćorković FPÖ 

GR Wolfgang Mayer FPÖ 

 

Entschuldigt: 
GR Setki Ibraimi ÖVP 

GR Manuela Trabauer-Rauchbüchl ÖVP  

GR Jürgen Strahammer SPÖ 

 

Vorsitzende: Bgm. Mag. (FH) Andrea Völkl 
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Schriftführer: StADir. Mag. Christina Pinggera 

 

Namensnennungen im Folgenden ohne Titel  

 

 

 

Tagesordnung 
Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

Genehmigung des Protokolls vom 22.05.2024 

1. Bericht des Prüfungsausschusses vom 07.06.2024 

2. Bericht 1. Vizebürgermeister – Verfahren A22 

Anträge Bürgermeisterin 

3. Verleihung Wirtschaftsmedaille in Gold – Wilfried Tampier 

4. Verleihung Wirtschaftsmedaille in Gold – Hannes Havlicek 

5. Verleihung Wirtschaftsmedaille in Gold – Karl Strauß 

6. Verleihung Wirtschaftsmedaille in Gold – Christine Grosch 

7. Verleihung Wirtschaftsmedaille in Gold – Manfred Strondl 

Ref. 03 – Anträge Stadtrat Finanzen 

8. Gebührenbremse 2024 

9. Änderung – Wassergebühr Nachbargemeinden 

10. Förderungsvertrag KPC betreffend WVA BA 18 

11. Rechtsschutzversicherung 

12. Sanierung Kühlturm 

13. Heizung Fernwärme Tauchschule 

Ref. 01 – Anträge Stadtrat Bauwesen und Stadtentwicklung  

14. Mehr- und Minderkosten – Erweiterung Volksschulen 

15. Beleuchtung Skaterpark 

16. Beauftragung – Wartungsverträge Brandmeldeanlage Volksschulen 

Ref. 02 – Anträge Stadtrat Beteiligungen und Liegenschaften  

17. Servitutsvertrag Gst. Nr. 156, EZ 3553 

18. Abänderung – Gesellschaftsvertrages NOE Gesellschaft für 

Klärschlammverwertung mbH 

Ref. 04 – Anträge Stadtrat Kultur und Veranstaltungswesen  

19. Sanierung und Adaptierung Bindhaus 

20. Musikschultarif – Anpassung 

21. Basisförderung Vereine 

Ref. 08 – Anträge Stadtrat Verkehr, Infrastruktur und Straßen  

22. Abbruch und Neuerrichtung – Brücke Stadtpark 

23. Überarbeitung Sonderkatastrophenschutzplan 

24. Beauftragung – Vollwartung Gebläsestation 

25. Wartungsvertrag Blockheizkraftwerk 

26. Straßenumbenennung Peter-Max-Straße   

Ref. 09 – Anträge Stadtrat Verwaltung und Digitalisierung  

27. Vorratsbeschluss – Grundsatzbeschluss – Rechtsmittel A22 

28. Klimaneutralität – Projekt Klimapionierstadt Stockerau 

Ref. 10 – Antrag/Anträge Stadtrat Wirtschaft und Tourismus  

29. Wirtschaftsförderung – Lehrlinge im 1. und 2. Lehrjahr 
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Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
Völkl: Ich begrüße sehr herzlich die Mitglieder des Gemeinderates, unsere Besucher hier und 

auch die Besucher vor den Geräten. Ich darf die Beschlussfähigkeit feststellen. Die Mitglieder 

des Gemeinderates wurden ordnungsgemäß eingeladen. Die Tagesordnung ist rechtzeitig 

kundgemacht worden und es erfolgten keine Einwendungen. Entschuldigt zur heutigen 

Sitzung sind GR Manuela Trabauer-Rauchbüchl, GR Jürgen Strahammer, GR Setki Ibrahimi. 

Ich darf zur Kindererholungsaktion 2024 informieren. Da wurde ja ein Betrag von 1.850 Euro 

vom Gemeinderat beschlossen und die Fraktionen haben je Anteiliges an die Vereine 

bestimmen dürfen. Dieser Betrag wurde ausgezahlt. 900 Euro von der ÖVP an den Verein 

„punkt.um“, 550 Euro von der SPÖ an die Kinder- und Jugendwohlfahrt BH Korneuburg und 

JAK Stockerau, 250 Euro von den GRÜNEN an den Verein „punkt.um“ und 150 Euro von der 

FPÖ an den Verein „Lernen unter Sternen“.  

 

Bevor wir in die Tagesordnung einsteigen, darf ich Sie informieren, es liegen zwei 

Dringlichkeitsanträge nach § 46 Abs. 3 NÖ Gemeindeordnung vor. Der erste 

Dringlichkeitsantrag „Kartenpreisanpassung Festspiele 2025“ kommt von der SPÖ und ich 

ersuche den 2. Vizebgm. Heinz Scheele um die Verlesung. Bitte schön. 

 

 

 

Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ GO – 

Kartenpreisanpassung Festspiele 2025 
 

Scheele: Danke, Frau Bürgermeisterin. Auch von meiner Seite einen schönen guten Abend. 

Ich darf Ihnen folgenden Dringlichkeitsantrag zur Kenntnis bringen. Gemäß § 46 Abs. 3 NÖ 

Gemeindeordnung wird folgender Dringlichkeitsantrag „Kartenpreisanpassung Festspiele 

2025“ eingebracht.  

 

Begründung 

Zur Premiere der heurigen Festspiele soll das Stück für die Spielsaison 2025 genannt werden 

und damit auch der Vorverkauf für 2025 mit angepassten Kartenpreisen beginnen. Die letzte 

Preisanpassung erfolgte 2018.  

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, die Anpassung der 

Kartenpreise für die Spielsaison 2025 der Festspiele Stockerau. Begründung der Dringlichkeit 

habe ich soeben genannt. Ich ersuche um Zuerkennung der Dringlichkeit. 

 

Völkl: Ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung, wenn Sie diesem Dringlichkeitsantrag die 

Dringlichkeit geben. Ich sehe hier Einstimmigkeit. Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Dringlichkeit einstimmig zuerkannt 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 
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Völkl: Er wird in der öffentlichen Sitzung unter Referat 04 für Kultur und Veranstaltungswesen 

behandelt. Der zweite Dringlichkeitsantrag heute von der Fraktion der FPÖ und ich darf den 

Herrn Stadtrat Herbert Pohl um die Verlesung bitten. 

 

 

 

Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ GO – 

Schulwegsicherung 
 

Pohl: Schönen Abend auch von meiner Seite. Unser Dringlichkeitsantrag geht um die 

Schulwegsicherung. Sicherheit für unsere Kinder Teil 2. Durch Meldung besorgter Eltern und 

Bürger sowie Nachschauhaltung ergaben sich zwei neuralgische Punkte, wo Kinder auf dem 

Schulweg besonders gefährdet sind. Erstens Kreuzungsbereich Ernstbrunner-Straße, 

Johann-Schidla-Gasse, Dr. Fuchsgasse sowie zweitens Wiesener Straße Kreuzung mit der 

Ludwig-Laab-Straße, Bushaltestelle und Übergang.  

 

Begründung 

Da die Meldungen bzw. die Besichtigungen der angegebenen Stellen erst nach dem 

Verkehrsausschuss möglich waren und Erstmaßnahmen durch die zuständige Abteilung der 

Gemeinde dringend vor Schulbeginn durchgeführt werden sollen, um die Sicherheit unserer 

Kinder zu gewährleisten.  

 

Antrag 

Der Gemeinderat möge beschließen, Ausarbeitung und Umsetzung von Sofortmaßnahmen, 

siehe Vorschläge im Langtext, durch die zuständige Abteilung der Gemeinde und laufende 

Meldungen an den Verkehrsausschuss sowie im Jour-fixe im Sommer. Ausarbeitung mittel- 

und langfristiger Maßnahmen, siehe Vorschläge im Langtext, sowie Gespräche mit Land- und 

Straßenverwaltung und Umsetzungsvorschläge im Ausschuss. Besuch und Zustimmung. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und wenn Sie dem Antrag die Dringlichkeit geben, 

ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. Ich sehe hier Einstimmigkeit. Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Dringlichkeit einstimmig zuerkannt 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

 

Völkl: Wir haben noch Änderungen zur Tagesordnung. Der Tagesordnungspunkt 

„Straßenumbenennung – Peter-Max-Straße“ wird unter den Anträgen der Bürgermeisterin 

behandelt und der Tagesordnungspunkt 17 wird von der Tagesordnung abgesetzt.  
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Genehmigung des Protokolls vom 22.05.2024 
 

Völkl: Wir kommen nun zur Genehmigung des Protokolls vom 22.05.2024. 

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, das Protokoll der Gemeinderatssitzung vom 22.05.2024 

unverlesen zu genehmigen. Es gab Anregungen von Herrn Gemeinderat Michael Polly und 

Herrn Gemeinderat Thomas Salway. Diese wurden durchgeführt. Ich ersuche um 

Abstimmung und Zustimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit. Ich bedanke mich herzlich.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

1. Bericht des Prüfungsausschusses vom 07.06.2024 
 

Kubat: Einen wunderschönen guten Abend. Ich darf Ihnen den Bericht des Prüfungs-

ausschusses vom 07.06.2024 vorlegen.  

 

1) Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

Der Vorsitzende begrüßt die anwesenden Mitglieder des Prüfungsausschusses und stellt die 

Beschlussfähigkeit fest. 

 

2) Sportzentrum Alte Au 

a) Allgemeines 

Auf Anregung der SPÖ Gemeinderatsfraktion ist das Sportzentrum Alte Au Thematik der 

Ausschusssitzung. Der Prüfungsausschuss hat am 10.01.2020 zuletzt das im Jahr 1985 

eröffnete Sportzentrum Alte Au überprüft. Das Sportzentrum Alte Au gliedert sich in zwei 

Teilen – Außenanlagen und das Gebäude mit den darauf befindlichen Turnhallen – und wird 

größtenteils von den Stockerauer Schulen und den Stockerauer ansässigen Vereinen genutzt. 

 

b) Sportplätze – Kontonummer 262000 

Bei den Erträgen werden die Erträge aller Sportplätze, auch die des Beachvolleyballplatzes 

und des Tennisplatzes, erfasst. Ein Großteil davon sind jedoch Erträge von den 

Außenanlagen des Sportzentrums Alte Au. Insgesamt konnten bis inkl. Mitte Mai 2024 € 

17.746,52 an Erträgen verbucht werden.  

Die größten Aufwendungen, erfasst bis inkl. Mitte Mai 2024, sind die Personalkosten in der 

Höhe von € 41.328,28, die Mietzahlungen an die zu 100% im Eigentum der Stadtgemeinde 

Stockerau stehende Kommunale Immobiliengesellschaft Stockerau GmbH, kurz KIG genannt, 

in der Höhe von € 30.284,90 und die Stromkosten in der Höhe von € 5.321,90. 
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c) Turn- und Sporthallen, Kontonummer 263000 

Die Erträge, bis einschließlich Mitte Mai 2024 erfasst, lauten wie folgt: 

• Leistungserlöse Kegelbahn € 13.907,42 

• Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung (Vereine, Schulen) € 298,83 

• Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung (Restaurant) € 1.900,00 

 

Um die Stockerauer Vereine in ihrer wertvollen Tätigkeit für das Stadtleben neben der 

monetären Förderung, Stichwort Sportförderung, zu unterstützen, hat die Stadt Stockerau 

spezielle Tarife für die Stockerauer Vereine, die sich nicht am regulären Preis der 

Hallennutzung im Sportzentrum Alte Au für Nicht-Stockerauer orientieren, am 23.03.2021 

beschlossen. Dahingehend schafft eine Gegenüberstellung der Auslastung, der Erträge und 

der Aufwendungen des Sportzentrums Alte Au keinen vollumfänglichen Blick auf die 

Gesamtsituation für die Stadt sowie für die Vereine. Daher empfiehlt der Prüfungsausschuss 

einstimmig, dass dem Sportausschuss die schon geführten Unterlagen der Hallenzeiten der 

einzelnen Vereine, der Schulen, etc. vorgelegt und die eingenommen wie aber auch die fiktiv-

regulären Preise für die Hallennutzungszeiten gegenübergestellt werden sollen. Diese 

Information könnte zwecks Transparenz zumindest kumuliert veröffentlicht werden. 

 

Die größten Aufwendungen, bis einschließlich Mitte Mai 2024 erfasst, belaufen sich wie folgt: 

• Mietzahlungen an die KIG € 223.735,72 

• Personalkosten € 65.884,81 

• Entgelte für sonstige Leistungen von Gewerbetriebe und Firmen € 52.313,74 

• Instandhaltung von Gebäuden € 27.354,93 

• Strom € 21.376,86 

• Pensionen und sonstige Ruhebezüge einschließlich DGB € 20.567,97 

• Gas € 18.594,56 

 

Investitionen in der Höhe von € 33.500 sind für die Betriebsausstattung (Waschmaschine, 

Wäschetrockner, Küchengeräte) veranschlagt. Aus der geplanten Investitionssumme ist bis 

Mitte Mai 2024 noch nichts realisiert worden. 

Im Mietvertrag zwischen KIG und Stadt Stockerau ist nichts betreffend Kostentragung der 

zwei Vertragsparteien bei Instandhaltung und Instandsetzung geregelt, weshalb dies immer 

im Einzelfall zu entscheiden ist. Meistens werden die Kosten für Instandhaltungen und 

Erhaltung vom Vermieter, also der KIG, getragen und andere Kosten wie bspw. die Wartung 

werden von der Stadt übernommen. So hat die KIG die Umstellung auf LED bei der Dreifach-

Halle, der Kegelbahn und die Flutlichtanlage bei der Außenanlage bezahlt. Die Sanierung der 

Garderoben sind hingegen von der Stadt Stockerau bezahlt worden; dahingehend sei 

angemerkt, dass die Stadt im Bereich des Sportzentrums Alte Au vorsteuerabzugsfähig ist. 

 

Einstimmige Empfehlung an den Ausschuss Liegenschaften und ausgegliederte 

Unternehmen: 

Das Sportzentrum Alte Au ist im Eigentum der KIG. Die Stadtgemeinde Stockerau ist zu 100% 

Gesellschafterin der Immobilienunternehmung, weshalb der Prüfungsausschuss einstimmig 

dem Ausschuss für Beteiligung und Liegenschaften empfiehlt die Umstellung auf LED-

Beleuchtung beim Sportzentrum Alte Au zu hinterfragen und gegebenenfalls voranzutreiben. 
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d) Auffälligkeiten während der Prüfung 

Auf die Frage eines Energieausweises seitens des Prüfungsausschusses ist aufgekommen, 

dass diverse Pläne für Strom, Wasser, Heizung und Kanal der Stadtverwaltung teilweise oder 

gänzlich nicht vorliegen, weshalb dieses Fehlen an Informationen Instandsetzungs-

maßnahmen erschweren. Diverse Einreichpläne sind vorhanden, aber nicht aktualisiert. 

 

Die Gastwirtschaft im Sportzentrum Alte Au ist an zwei Stromzählern angeschlossen. Ein 

Stromzähler, der zur Gänze dem Restaurantbetrieb anzurechnen ist, ist an den Untermieter 

der Stadt Stockerau umgemeldet worden. Der zweite Stromzähler beinhaltet einen Teil des 

Gastbetriebes und das Sportzentrum Alte Au selbst. Aufgrund der fehlenden Abgrenzbarkeit 

des Stromverbrauchs zwischen Gastbetrieb und der Stadtgemeinde Stockerau kann der vom 

Restaurantbetrieb bezogenen Strom nicht weiterverrechnet werden. 

 

e) Instandhaltung und Instandsetzung 

Während der Prüfungsausschusssitzung ist ein fehlendes Abstimmungsverhalten zwischen 

der Leitung für das Sportzentrum Alte Au und der KIG als Eigentümerin des Sportzentrums 

Alte Au aufgekommen. Die Eigentümerin saniert ohne Abstimmung mit der mietenden Partei, 

die Stadtgemeinde Stockerau, bspw. WC-Anlagen, wobei andere Instandsetzungsarbeiten 

gemäß der Leitung des Sportzentrums Alte Au drängender sind. Diese sind wie folgt: 

• Instandsetzung der Fluchtwegtüren, da diese nicht mehr zeitgemäß sind 

• Sicherheitsbeleuchtung, da diese nicht mehr zeitgemäß ist 

• Überdachung Tribüne, da die Eisenträger saniert werden müsste, um eine Sperre 

wegen Sicherheitsbedenken zu vermeiden 

• Plexiglas bei den Banden müsste ausgewechselt werden, da Verletzungsgefahr 

besteht 

• Lauf- wie die Sprungbahn ist mühsam zu pflegen und entspricht auch nicht mehr Zeit, 

weshalb diese eigentlich für den Schulsport gesperrt werden müsste 

• Einfriedung am Jugendplatz – Zaun 

• Erneuerung des Schließsystems, da niemand weiß wer welche Schlüssel und somit 

Zugang zum Sportzentrum Alte Au hat; Aufzeichnungen über die Schlüssel werden 

erst ab dem Jahr 2013 geführt 

• Dachflächenfenster bei Starkregen undicht 

• Erneuerung der Dichtungen für die Rauchabzugsklappen 

• Leibungen am Dach; Lötstellen sind offen und bei Starkregen werden aufgrund von 

Wassereintritt die Wände usw. feucht 

Aus diesem Grund empfiehlt der Prüfungsausschuss einstimmig dem Ausschuss für 

Beteiligung und Liegenschaften eine Liste gemeinsam mit der Leitung des Sportzentrums Alte 

Au mit der Geschäftsführung der KIG über die notwendigen Investitionen zu erstellen, damit 

eine Abstimmung zwischen Vermieter und Mieter erfolgt. 

 

f) Empfehlungen der Prüfungsausschusssitzung vom 10.01.2020 

Die Empfehlungen des Prüfungsausschusses zum Sportzentrum Alte Au vom 10.01.2020 

haben wie folgt gelautet: 

• „Der Prüfungsausschuss regt an, dass sich der Ausschuss für Liegenschaften und 

ausgegliederte Unternehmen mit der Rückführung des Sportzentrums Alte Au von der 

KIG an die Stadtgemeinde Stockerau aufgrund von finanziellen Vorteilen befasst.“ 
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Der Ausschuss für Beteiligungen und Liegenschaften ist dem nachgekommen, hat aber 

aufgrund der zu zahlenden Grunderwerbssteuer, die wahrscheinlich im sechsstelligen Bereich 

beziffert wird, den Gedanken einer Rückabwicklung nicht weiterverfolgt. Die Frage, ob eine 

Rückführung von der KIG in das Eigentum der Stadtgemeinde Stockerau gleich einem Kauf 

seitens der Stadtgemeinde Stockerau kommt, wird im nächsten Prüfungsausschuss 

beantwortet. Dahingehend ist nach einem Vergleichsbeispiel gefragt worden, ob bei der 

Rückführung der Volksschule Wondrak von der KIG in das Eigentum der Stadtgemeinde 

Stockerau Grunderwerbssteuer zu zahlen gewesen ist. 

• „Der Finanzausschuss soll sich befassen, ob das Reinigen mit eigenem, zusätzlichem 

Personal billiger käme als das Auslagern des Reinigungsdienstes für die Gänge und 

Garderoben an ein externes Unternehmen.“ 

Die Leitung des Sportzentrums Alte Au bittet weiterhin um diese Empfehlung. Monatlich wird 

für die Reinigung der Gänge, der WC-Anlagen und der Garderoben an ein externes 

Unternehmen € 12.659,07 von der Stadtgemeinde Stockerau gezahlt (drei Putzkräfte sind 

abwechselnd anwesend; zwei vormittags und eine gegen mittags). Die Hallen im 

Sportzentrum Alte Au werden seitens der Stadtgemeinde Stockerau selbst gereinigt. Die 

Leitung weist auf eine mögliche Kostengünstigkeit bei eigenem Personal und den flexiblen 

Einsatz des eigenen Personals (z.B. auch Fenster putzen) hin. Andererseits wird seitens der 

Buchhaltungsabteilung über eventuelle Schwierigkeiten der Stellenbesetzung für die 

Reinigung hingewiesen. Damit der Prüfungsausschuss sich eine etwaige Empfehlung 

überlegen kann, bittet er um weitere Informationen vom Personalamt Herrn Zeman – 

Berechnung der Personalkosten für eigenes Reinigungspersonal im Sportzentrum Alte Au. 

• „Des Weiteren wird bei den Hallen- und Sportplatzvermietungen von einem 

´Tarifdschungel´ gesprochen; verschiedene Tarife für die Vereine bei der Vermietung. 

Empfehlung: Der Prüfungsausschuss regt den Sportausschuss zwecks Transparenz 

und Gleichbehandlung an, dass schriftliche Mietverträge mit den Vereinen 

geschlossen werden. Davor wird sich Herr Buchhaltungsdirektor Zimmermann 

erkundigen, wie vergleichbare Gemeinden die Vermietung ihrer Sportplätze und -

hallen mit den Vereinen handhaben und buchhalterisch abwickeln.“ 

Der Prüfungsausschuss hat festgestellt, dass mit den Vereinen aufgrund der neuen 

Tarifgestaltung mit dem Grundsatz „Gleiches wird nicht ungleich behandelt, Ungleiches wird 

nicht gleichbehandelt“ fair umgegangen wird. 

 

g) Zusammenstellung der gewährten Subventionen 2023 und 2024 für die 

Hallenbenützung Sportzentrum Alte Au 

 

Diese gewährten Subventionen gehen auf das Stattfinden von überregionalen Turnieren und 

Landesmeisterschaften zurück. Insgesamt hat die Stadt Stockerau hierfür € 7.005,00 

verwendet. 

 

3) Forderung und Aufstellung der Verbindlichkeiten und Forderungen der 

Stadtgemeinde Stockerau 

 

Der Prüfungsausschuss überprüft in regelmäßigen Abständen die Entwicklung der 

Forderungen und Verbindlichkeiten der Stadtgemeinde Stockerau. Eine genaue Aufstellung 

ab einer Höhe von € 5.000 und einer Überfälligkeit von einem Monat zu den einzelnen 

Schuldnern und Gläubigern wird jedes Mal von der Buchhaltungsabteilung den Mitgliedern 

des Prüfungsausschusses vorgelegt. Die Außenstände der Forderungen belaufen per 



-9- 
Gemeinderat 26.06.2024 

Stichtag mit 14. Mai 2024 sich auf € 1.057.360,99 und ist damit zur letzten Überprüfung im 

Dezember 2023 um € 41.807,43 gestiegen. Von der Gesamtforderung in der Höhe von € 

1.057.360,99 machen die Forderungen einzelner Schuldner der Stadtgemeinde Stockerau 

über € 5.000 insgesamt € 805.745,74 aus. Die Summe der Verbindlichkeiten belaufen sich 

per Stichtag mit 14. Mai 2024 auf gesamt € 13.502,11 und ist seit der letzten Überprüfung im 

Dezember 2023 um € 207.921,19 gesunken. 

 

4) Allfälliges 

 

Die von den einzelnen im Prüfungsausschuss vertretenen Gemeinderatsfraktionen haben je 

eine Thematik eingebracht, mit der sich der Prüfungsausschuss im laufenden Jahr befassen 

wird. Demnach sieht der Prüfungsplan für das zweite Halbjahr 2024 wie folgt aus – der 

Wirtschaftshof und das Veranstaltungszentrum Z2000.  

Der nächste Prüfungsausschuss wird voraussichtlich am 13.09.2024 um 07:30 Uhr mit der 

Beantwortung der restlichen Fragen zum Sportzentrum Alte Au und der Thematik 

„Wirtschaftshof“ im Rathaus stattfinden. 

 

5) Gebarungsprüfung 

 

I. Istbestände lt. beiliegendem Tagesbericht vom 17.05.2024:  €   1.449.829,00 

 

II. Sollbestände - Aus der Gegenüberstellung von Istbestand lt. Tagesbericht und Sollbestand 

ergibt sich eine vollständige Übereinstimmung. 

 

Zum Zeitpunkt der Prüfung haben sich 11.146,41 € in der Handkassa der Buchhaltung 

befunden. Der Betrag deckt sich mit dem ausgewiesenen Kassastand der Buchhaltung. 

Die Mitglieder des Prüfungsausschusses danken Herrn Binder, Herrn Czehowsky, Herrn 

Richentsky, Herrn Lehner und der gesamten Stadtverwaltung für Ihre Mühen und die 

Aufarbeitung aller Zahlen, Daten und Fakten. 

 

Zum Bericht des Prüfungsausschusses gibt es auch eine Stellungnahme vom Stadtrat für 

Finanzen, Herrn Stadtrat Dummer, die ich Ihnen auch vorlesen darf.  

Das Sportzentrum Alte Au ist ein Betrieb gewerblicher Art und umfasst das gesamte Gelände 

mit Ausnahme der Millenniumshalle. Es wird seitens der KIG nur eine Miete verrechnet. Die 

Aufteilung in die Ansätze Sporthalle und Sportplätze folgt den Anforderungen der VHV und 

die Zuordnung der Kosten erfolgt subjektiv. Würde man die Kaufpreise aus 2008 als 

Aufteilungskriterien heranziehen, wäre die Miete für den Ansatz Sportplatz weit höher und für 

den Ansatz Sporthalle weit niedriger.  

Anlassbezogen wurden bisher die Tischtennishalle, das Restaurant, die Dreifachhalle, die 

Kegelbahn, das Stadion und ein Trainingsplatz sowie die neue WC-Anlage und die Kantine 

auf LED umgestellt. Allein die Umstellung der Lichtanlagen in der Dreifachhalle und auf den 

beiden Sportplätzen war mit Kosten von rund 180.000 € verbunden. Dafür haben wir vom 

Umweltministerium 6.440 € sowie vom Land NÖ und NÖ Fußballverband und 30.000 € 

Förderung bekommen. Für Allgemeinflächen wie Gänge, WC, Büros, Technikräume etc. gibt 

es keine Förderung von Land und Verbänden. Aus Energiekosteneinsparungen rechtfertigen 

sich die Investitionen nicht. Anlassbezogen werden aus Klimaschutzgründen trotzdem weitere 

Bereiche umgestellt werden.  
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Der Mietvertrag zwischen Stadtgemeinde und KIG entspricht hinsichtlich der Regelung der 

Instandhaltungspflichten einem üblichen Mietvertrag. Die Regelung der Aufteilung folgt 

demnach dem MRG. Vereinfacht gesagt, die Gebäudehülle, Heizung, Lüftung sowie alle 

Rohre in den Wänden ist Sache des Vermieters und der Rest Sache des Mieters. Beispielhaft 

wären kaputte Fensterscheiben, defekte Sanitärausstattung und kaputte Zäune jedenfalls 

Sache des Mieters. Im Streitfall gibt es eine umfangreiche Judikatur in der Causa. In den 

Jahren 2021 bis 2023 wurden in der Stadt für das Sportzentrum 332.000 € für die 

Instandhaltung budgetiert, aber nur rund 75.000 € verwendet. Demnach ist es keine Frage 

der Finanzmittel, sondern eine Frage, wer sich für die erforderlichen Reparaturen 

verantwortlich fühlt. Der Vermieter hat in der Vergangenheit weit mehr getan, als erforderlich 

gewesen wäre. Dazu gibt es auch noch eine kleine Tabelle. 2021 wurden 142.000 € budgetiert 

und 11.000 € verbraucht. 2022 wurden 122.400 € budgetiert und 45.500 € verbraucht. 2023 

wurden 67.400 € budgetiert und 18.000 € verbraucht.  

Weder ist es die Aufgabe des Finanzstadtrates noch des Finanzausschusses, sich mit den 

Erfordernissen der Reinigung des Sportzentrums zu befassen. Es liegt in der Verantwortung 

der Leitung des Sportzentrums, den Bedarf an Stunden und Personalressourcen festzulegen 

und die Preisangemessenheit der Kosten zu überwachen, erforderlichenfalls wäre eine 

Neuausschreibung zu veranlassen. Für externe Reinigungsdienste gilt pro Stunde ein Satz 

von 50 € als Erfahrungswert. Eigenes Personal inklusive Einteilung, Überwachung, Urlaubs- 

und Krankenstandvertretung, Reinigungsgeräte und Material ist in der Regel deutlich teurer.  

Die KIG hat das Sportzentrum Alte Au von der Stadtgemeinde 2008 übernommen und dafür 

5.948.000 € bezahlt und mittels Darlehen finanziert. In den 16 Jahren seither sind die Grund- 

und Baukosten deutlich über dem VPI gestiegen. Nimmt man den VPI als Wertsicherung 

ergibt sich ein Zeitwert von nicht ganz 9 Mio. €. Zusätzlich hat die KIG vor allem in den letzten 

5 Jahren rund 1,8 Mio. € in die Verbesserung der Sportanlage investiert. Eine Rückabwicklung 

kann also keinesfalls zum Wert von 2008 erfolgen. Wenn das Finanzamt in einer 

Einzelfallprüfung zu dem Schluss kommt, was sehr wahrscheinlich ist, dass keine 

Gebührenfreiheit vorliegt, fallen mit dem Zeitwert von 10,8 Mio. € rund 496.000 € und mit dem 

Wert von 2008 rund 274.000 € Steuern und Gebühren an. Für die Rückzahlung eines 

Darlehens auf 25 Jahren wären beim Zeitwert samt Nebenkosten von der Stadtgemeinde 

jährlich rund 690.000 € aufzuwenden, sowie sämtliche Kosten der Instandsetzung und 

Instandhaltung. Also, viel mehr als bisher für die Miete und Instandhaltung aufgewendet 

wurde. Und dann gibt es auch noch zwei kleine Absätze, die ich dann im nichtöffentlichen Teil 

verlesen werde. Dankeschön. 

 

Völkl: Dankeschön. Eine Frage? Herr Stadtrat Pohl, bitte. 

 

Pohl: Ja, habe ich, danke. Nachdem natürlich mich die Alte Au interessiert, weil es in meinem 

Zuständigkeitsbereich fällt, eine Frage. Habt ihr dem Finanzstadtrat die Möglichkeit gegeben, 

Stellungnahme zu nehmen oder wie ist das gelaufen? 

 

Kubat: Das ist ein üblicher Vorgang. Wenn ein Bericht des Prüfungsausschusses vorliegt, 

dass jeder eine Stellungnahme abgeben kann. Die Bürgermeisterin, wie auch natürlich der 

zuständige Stadtrat. Da muss ich nicht bitten darum, das ist das Recht eines Einzelnen und 

daher legitim. 

 

Pohl: Dann hätte es mich gefreut, dass ich als zuständiger Stadtrat auch die Gelegenheit 

gehabt hätte. 
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Kubat: Aber die Gemeindeordnung solltest du schon selber wissen. 

 

Pohl: Ich kenne sie und ich kenne auch die Aufteilung. Bei Sport und Freizeit steht ganz klar 

städtische Sporteinrichtungen und dazu zählt die Alte Au auch. Ich habe mir das Ganze, wenn 

ich jetzt eine Stellungnahme dazu abgeben darf, angeschaut im ersten Jahr und bin dann mit 

vielen Dingen einerseits, weil ich im KIG Aufsichtsrat bin, aber auch im Stadtrat, zum 

Finanzstadtrat gegangen und habe dort viele Probleme aufgezeigt, die gerade von der 

Verwaltung aufgezeigt wurden, auch Ideen für Investitionen eingebracht. Es war schon 

damals, dass der Kegelverein gesagt hat, wir brauchen eine neue Kegelbahn. Ich habe das 

eingebracht und es ist damals leider nicht zustande gekommen. Man sieht jetzt, was diese 

Investition bringt. Die wird sich in wenigen Jahren refinanzieren mit den zusätzlichen 

Einnahmen, die wir jetzt in der Kegelbahn haben. Ich habe dort viele Dinge gefordert, zum 

Beispiel auch, weil die Lüftung in den Garderoben nicht funktioniert hat. Nach Aussagen von 

den Angehörigen in der Sportverwaltung läuft das schon seit zwei oder drei Jahren so und ich 

bin froh, dass es dann nach weiteren zwei Jahren geschehen ist und da gab es viele, viele 

Dinge, die ich aufgezeigt habe. Ich habe dann auch Ende 2020 gesucht, dass ein Architekt 

darüber schaut, weil ich natürlich so wie viele andere auch kein Experte bin. Das wurde auch 

2023 gemacht und ich freue mich über einen Bericht des Architekten über den Zustand der 

Alten Au und hoffe, dass da nicht nur die Halle dabei ist, sondern auch die Außenanlage. Ja, 

habt ihr die Stellungnahme vom Finanzstaatrat oder vom Geschäftsführer KIG gefordert?  

 

Kubat: Wie gesagt, der Prüfungsausschuss hat keine Forderung 

 

Pohl: Nein, nicht gefordert, Entschuldigung, die Chance zur Stellungnahme gegeben. 

 

Kubat: Die Stellungnahme hat sicherlich der Herr Stadtrat Dummer als Stadtrat gemacht und 

nicht als Geschäftsführer, weil der Prüfungsausschuss auch in dem Sinne keine Rechte 

bezüglich KIG oder Auswärtige hat. Also, die als Stadtrat eingelangt. 

 

Pohl: Weil inhaltlich natürlich einige Sachen von der KIG gekommen sind, daher meine Frage. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung zur Kenntnisnahme und Einstimmigkeit. Ich danke schön.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig zur Kenntnis genommen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Franta nimmt an der Sitzung teil. 19:10 Uhr 

 

 

 

Völkl: Danke. Wir kommen nun zum Bericht des 1. Vizebgm Martin Falb, Verfahren A22. 
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2. Bericht 1. Vizebürgermeister – Verfahren A22 
 

Falb: Ich danke und wünsche auch einen schönen Abend. Wir haben immer wieder über die 

Situation A22, das Ausbauprojekt, und die rundherum laufenden Verfahren berichtet. Diesmal 

ist Folgendes zu berichten. Mit Erkenntnis des BVwG vom 14.06.2024 wurden nun – im 

Gegensatz zu früheren Entscheidungen – die Beschwerden der Stadtgemeinde und anderer 

gegen den negativen UVP-Feststellungsbescheid der BMK abgewiesen. In dem Verfahren 

hatte das BVwG zunächst zu prüfen, ob die Umweltauswirkungen des Projektes mit jenen 

eines Neubaus einer Autobahn am selben Standort vergleichbar sind und kam zu dem 

Schluss, dass dem nicht so ist. Weiters wurde geprüft, ob die Realisierung des Projektes zu 

wesentlichen Beeinträchtigungen auf das Europaschutzgebiet Vogelschutz- und FFH-Gebiet 

„Tullnerfelder Donau-Auen“ hat, was ebenfalls verneint wurde.  Die ASFINAG hat während 

der mündlichen Verhandlung am 27.05.2024 das Projekt dahingehend geändert, dass es zu 

keinerlei Flächeninanspruchnahme geschützter Lebensraumtypen bzw. Lebensräume 

geschützter Arten mehr kommt. Dadurch ging das Vorbringen der Beschwerdeführer, welche 

sich in ihrer Argumentation auf den Flächenverbrauch stützten, ins Leere und das nunmehrige 

Erkenntnis des BVwG war die zu erwartende Folge dieser Projektänderung Zur Frage, was 

den Schutzzweck eines Siedlungsgebietes ausmache, bestehen laut BVwG weder eindeutige 

gesetzliche Bestimmungen noch Judikatur des VwGH, weshalb es die Revision an den VwGH 

gegen sein Erkenntnis zulässt. Diese ist bis 26.07.2024 einzubringen. Außerdem kann gegen 

das Erkenntnis auch eine Beschwerde an den VfGH erhoben werden.  

Ich würde Sie bitten, mich dann im nicht öffentlichen Teil dem Bericht fortsetzen zu lassen 

hinsichtlich der Überlegungen bzw. des Vorhabens. 

 

 

 

3. Verleihung Wirtschaftsmedaille in Gold – Wilfried Tampier 
 

Völkl: Dankeschön. Es geht wieder um Verleihung von Ehrungen. Hier die Wirtschaftsmedaille 

in Gold an Wilfried Tampier. Wilfried Tampier wurde am 12. Oktober 1941 geboren und er 

betreibt das Apollo-Kino in Stockerau seit 1972 ohne Unterbrechung. Das Apollo-Kino selbst 

gibt es schon seit dem Jahr 1913 an diesem Standort. Der Wilfried Tampier hat das Kino in 

Pacht übernommen und seit 1980 schließlich in den Eigenbesitz gekauft. Mittlerweile arbeitet 

bereits die zweite Generation mit und unser Kino ist wirklich ein Highlight. Hier in Stockerau 

besuchen Generationen die Filme und auch die Jüngsten gehen noch immer sehr gerne ins 

Kino. Mittlerweile gibt es fünf Kinosäle mit modernster Technik und knapp 600 Sitzplätze. Der 

Amtsbericht ist hier leider nicht komplett. Im Ausschuss wurde besprochen, dass hinter jedem 

erfolgreichen Mann auch eine erfolgreiche Frau steht. Und die Ingeborg Tampier hat mit ihrem 

Gatten gemeinsam das Unternehmen geführt, hat im tatkräftig bei allen Arbeiten unterstützt. 

Aufgrund dieser jahrzehntelangen Tätigkeit wird im Interesse der Stockerauer Wirtschaft 

vorgeschlagen, dass wir die Wirtschaftsmedaille in Gold der Stadtgemeinde Stockerau 

verleihen. Im Amtsbericht steht nur der Wilfried Tampier, aber ich würde diesen Antrag 

abändern und auch für beide, für den Wilfried und die Ingeborg Tampier, die goldene 

Wirtschaftsmedaille verleihen.  
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Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, aufgrund der 

jahrzehntelangen Tätigkeit im Interesse der Stockerauer Wirtschaft Frau Ingeborg und Herrn 

Wilfried Tampier die Wirtschaftsmedaille in Gold der Stadt Stockerau zu verleihen. Ich ersuche 

eine Wortmeldung, bitteschön. 

 

Pfeiler: Ja, danke für die Abänderung des Antrages. Frau Bürgermeisterin, du hast es schon 

anklingen lassen, ein solches Lebenswerk wie das Apollo braucht ein Ehepaar, das 

gemeinsam diese vielfältigen Herausforderungen eines solchen Betriebes stemmt. Und das 

Ganze über viele Jahrzehnte, also da kann man nur seinen Hut ziehen vor dem Herrn Wilfried 

und der Frau Ingeborg Tampier. Es steht im Amtsbericht drinnen, das Kino besteht seit 1913 

und es ist eines der ältesten im Betrieb befindlichen Kinos Österreichs. Wir haben wirklich 

eine Besonderheit hier in Stockerau. Und eines steht nicht im Amtsbericht, ist heute aber für 

ganz, ganz wichtig, im Apollo-Kino gibt es das beste Popcorn unserer Stadt. Danke. 

 

Völkl: Kommen wir zur Abstimmung? 

 

Moser: Ich möchte mich auch, danke Frau Bürgermeister, im Namen unserer Fraktion vielen 

Dank für die Erweiterung dieses Antrages. Der wurde tatsächlich so im Wirtschaftsausschuss 

besprochen. Ich möchte ersuchen, diesen Antrag zu unterstützen und möchte auch 

gleichzeitig für alle vier anderen Anträge für Wirtschaftsmedaillen hier die Wortmeldung gelten 

lassen und zwar dahin geht, dass es durchwegs herausragende Persönlichkeiten, 

herausragende Unternehmerfamilien sind, die wahrlich viel geleistet haben in unserer Stadt, 

die viel investiert haben, die Arbeitsplätze geschaffen und gesichert haben, die jungen 

Menschen eine Perspektive geboten haben mit einem Lehrplatz, die einfach unsere Stadt 

schöner und lebenswerter gemacht haben. Und ich möchte eben ersuchen, alle diese fünf 

Anträge zu unterstützen. 

 

Völkl: Dankeschön für diese Wortmeldung. Wir stimmen nun die Wirtschaftsmedaille in Gold 

für Ingeborg und Wilfried Tampe ab. Ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung und sehe 

hier Einstimmigkeit, Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

4. Verleihung Wirtschaftsmedaille in Gold – Hannes Havlicek 
 

Völkl: Wir kommen nun zur Wirtschaftsmedaille in Gold für Johannes Havlicek. Er ist 

Marktfahrer der ersten Stunde. Er wurde 1946 geboren und am Rathausplatz betrieb die 

Familie Havlicek ein Geschäft mit Obst- und Gemüsehandel gegenüber dem Rathaus. 

Johannes Havlicek ist noch immer ein sehr, sehr treuer, eifriger Marktfahrer, bereichert 
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unseren Markt, hat sehr gute Waren, die er dort anbietet und ist uns Stockerauern als erste 

Adresse für frisches Obst und Gemüse bekannt.  

 

Antrag 

Aufgrund der jahrzehntelangen Tätigkeit im Interesse der Stockerauer Wirtschaft wird der 

Antrag gestellt, Herrn Johannes Havlicek die Wirtschaftsmedaille in Gold der Stadt Stockerau 

zu verleihen. Eine Wortmeldung. 

 

Falb: Danke, Frau Bürgermeisterin, ich wollte nur um folgende Maßgabe ersuchen. Wir fragen, 

die Auszuzeichnenden immer vorab, wegen der Annahmebereitschaft der Auszeichnung. Bei 

Herrn Johannes Havlicek konnte das noch nicht durchgeführt werden. Deswegen ersuche ich 

den Beschluss zu fassen, aber mit der Maßgabe, dass das noch geklärt werde. 

 

Völkl: Dankeschön. Dann stimmen wir ab und ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. 

Einstimmigkeit. Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

5. Verleihung Wirtschaftsmedaille in Gold – Karl Strauß 
 

Völkl: Wir kommen nun zum Herrn Mag. Karl Strauß. Die Gründung dieses Familienbetriebes 

erfolgte 1973 in Hollabrunn. Mag. Karl Strauß wurde 1966 geboren. 1997 startete er den 

Vertrieb für Mercedes-Benz in Stockerau in der Wiener Straße 57. Im Jahr 2000 erfolgte 

schließlich die Verlegung des Standortes in die Horner Straße 74 und 2003 wurde die Karl 

Strauß GmbH offizieller Smart Service Partner. 2007 wurde die Werkstätte von Hollabrunn an 

den Stockerauer Standort verlegt. Ein Jahr später kommt die Marke Ford dazu. In den 

Folgejahren wurde der Betrieb immer weiter ausgebaut, bspw. Zubauten für eine Portalwasch-

anlage, Vergrößerung der Karosseriewerkstätte sowie die Errichtung einer Lackier- und 

Trockenkabine. 23 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben ihren Arbeitsplatz bei der Firma 

Strauß. Der Karl Strauß ist auch ein sehr aktiver und sehr sozial geprägter Mensch und ist 

Mitglied beim Kiwanis-Club in Stockerau und auch beim Kleinen Stadtball ist er begeisterter 

Mittänzer.  

 

Antrag 

Aufgrund der jahrzehntelangen Tätigkeit im Interesse der Stockerauer Wirtschaft wolle der 

Gemeinderat beschließen, Herrn Mag. Karl Strauß die Wirtschaftsmedaille in Gold der Stadt 

Stockerau zu verleihen. Ich ersuche um Zustimmung. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 
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ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

6. Verleihung Wirtschaftsmedaille in Gold – Christine Grosch 
 

Völkl: Wir kommen zur Wirtschaftsmedaille in Gold für Christine Luser. Sie ist 1956 geboren. 

Zwei Jahre war sie in einem Wiener Büro beschäftigt, in dem sie Herbert Grosch kennenlernte 

und der 1972 den Gärtnerei- und Floristikbetrieb in zweiter Generation übernahm. Sie hat 

dann die notwendigen Kurse absolviert für das Gewerbe Floristik und ist in die Firma 

eingestiegen, 1979 übernahm sie die Geschäftsführung. Ursprünglich befand sich das 

Blumengeschäft gegenüber dem jetzigen Standort in der Hauptstraße, wo es jetzt angesiedelt 

ist. Auch ein Großhandel kam dazu mit Trocken- und Seidenblumen. 2017 übernahmen dann 

Tochter und Schwiegersohn das Unternehmen in dritter Generation. Acht Mitarbeiterinnen 

sind hier beschäftigt. Christine Luser-Grosch arbeitet nach wie vor tatkräftig mit und es ist ein 

Blumengeschäft, das sieben Tage die Woche offen hat hier bei uns in Stockerau.  

 

Antrag 

Aufgrund jahrzehntelanger Tätigkeit im Interesse der Stockerauer Wirtschaft wird der Antrag 

gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, Frau Christine Luser-Grosch die 

Wirtschaftsmedaille in Gold der Stadt zu verleihen. Ich ersuche eine Zustimmung. Einstimmig. 

Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

7. Verleihung Wirtschaftsmedaille in Gold – Manfred Strondl 
 

Völkl: Wir haben noch einen Traditionsbetrieb, den wir heute mit der Wirtschaftsmedaille in 

Gold auszeichnen wollen. Das ist unser Stadtfriseur, Manfred Strondl. 1961 wurde er in 

Stockerau geboren, hat hier Schule und Lehre absolviert und auch die Meisterprüfung 1981 

abgelegt. Dann hat er bei den Friseur-Weltmeistern Hans und Georg Bundy in Wien 

gearbeitet, mit dem Ziel, möglichst viel Wissen für seine geplante Selbstständigkeit zu 

erlangen. Unser Stadtfriseur betreibt sein Unternehmen erfolgreich seit 35 Jahren und hat fünf 

Mitarbeiterinnen am selben Standort.  
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Antrag 

Aufgrund der jahrzehntelangen Tätigkeit im Interesse der Stockerauer Wirtschaft wird der 

Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, Herrn Manfred Strondl die 

Wirtschaftsmedaille in Gold der Stadt Stockerau zu verleihen. Einstimmig Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

26. Straßenumbenennung Peter-Max-Straße   
 

Völkl: Wir kommen nun zu einer Straßenumbenennung, einer Namensgebung und das ist die 

Peter-Max-Straße. Das Unternehmen Peter Max ist allen Stockerauern bekannt, ein großes, 

renommiertes, auch ein sehr konstantes Unternehmen. Peter Max ist am 01.05.1944 geboren 

und im Juli 2017 verstorben. Er wäre heuer 80 Jahre alt geworden. Aus diesem Anlass soll 

die Straße beim Stammwerk in Stockerau von der Horner Straße bis zur „Schneps-Brücke“ 

von „Zum Wiesfeld“ auf „Peter-Max-Straße“ umbenannt werden. Peter Max hat sich mit 18 

Jahren selbstständig gemacht. Er war eine Unternehmerpersönlichkeit, innovativ, immer am 

Puls seiner Zeit, immer vorausschauend. Er hat ein Bastlergeschäft gegründet und dann, vor 

etwa mehr als 50 Jahren, die größte Selbstbaumöbelfabrik Österreichs in Stockerau an der 

Horner Straße 106 errichtet. Insgesamt stehen seitdem mehr als 15.000 m2 Schauraum, 

Verkaufs-, Produktions- und Lagerflächen in Stockerau zur Verfügung. Bereits in den frühen 

80er Jahren hat Peter Max sich durch Selbststudium das Programmieren angeeignet und war 

so auch ein Pionier der Digitalisierung. Die von ihm entwickelten Programme revolutionierten 

die Branche. Alle Kunden konnten am Bildschirm mitverfolgen wie ihre Möbel entstanden. 

Neben Wissensdrang und Unternehmergeist haben vor allem die menschlichen Werte die 

Persönlichkeit Peter Max ausgezeichnet. Viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben über 

die Jahrzehnte in der Firma ihre berufliche Heimat gefunden. Der Chef hat für ihre Anliegen 

und Nöte immer ein offenes Ohr gehabt und war bereit zu helfen, wo Not am Mann war. 

Unzählige Aktivitäten und Vereine in Stockerau und Umland wurden von der Firma Peter Max 

finanziell unterstützt. Das Unternehmen wird weiterhin von der Familie geführt, allen voran 

Herrn Markus Max, in zweiter Generation und im Sinne und im Geist von Herrn Peter Max. 

Über all die Jahrzehnte hat man die Verlockungen, das muss man zur Firma sagen, von 

Billiglohnländern widerstanden und ist Standort Stockerau als Firmenzentrale treu geblieben.  

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, die Straße von der B3 bis zur 

„Schneps Brücke“ wird wie im Amtsbericht ausgeführt und wie auf der beiliegenden Planskizze 

ersichtlich, von „Zum Wiesfeld“ in „Peter-Max-Straße“ umbenannt. Ich ersuche um Ihre 

Zustimmung. Einstimmigkeit. Ich danke schön.  
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Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Völkl: Wir kommen nun zu den Anträgen des Herrn Staatsrat für Finanzen. Bitte schön. 

 

 

 

8.  Gebührenbremse 2024 
 

Dummer: Einen schönen guten Abend. Mein erster Antrag heute betrifft die Gebührenbremse 

2024. Der Bund hat den Ländern einmalige Zweckzuschüsse gewährt und die Länder 

Richtlinien ausgearbeitet, wie diese an die Bürger zu verteilen sind. Da gab es verschiedene 

Varianten. Wir haben die auch im Finanzausschuss behandelt und besprochen. Es ist so, 

dass für unsere Stadt € 280.364 zur Verfügung stehen. Das ist abhängig von der 

Bevölkerungszahl. Wir haben in der Stadt 4.567 Gebührenzahler am Stichtag gehabt. Der 

Stichtag war im Februar 2024. Der Antrag geht jetzt in diese Richtung, dass wir diese € 

280.000 mit der Haus- und Grundbesitzabgabe und Vorschreibung vom 3. Quartal an diese 

Gebührenzähler verteilen, das sind vier. Das ergibt dann einen Betrag von € 61,39, den jeder 

Gebührenzahler zurückbekommt. Die Kosten für die Verteilung, die ganzen Preisrundungs-

differenzen, den Aufwand, den wir betreiben, den trägt die Stadtgemeinde Stockerau. Wir 

behalten davon keinen Cent, sondern geben das Geld 1:1 an die Bürgerinnen und Bürger von 

Stockerau weiter. Das reduziert dann eben die Vorschreibung der Haus- und 

Grundbesitzabgaben im 3. Quartal 2024. Gibt es dazu Fragen? Sonst stelle ich den Antrag. 

 

Völkl: Bitte schön, Herr Stadtrat Pfeiler. 

 

Pfeiler: Ja, danke für den Amtsbericht. Wir haben durch die Umlegung auf die Wasserzähler 

jetzt das Problem, dass natürlich Wohnhausanlagen massiv benachteiligt sind. Wenn wir jetzt 

ein Beispiel nehmen, Wohnhausanlage mit 60 Wohneinheiten, entfällt dann auf jeden 

Haushalt € 1,- von dieser Gebührenbremse, während ein Einfamilienhaus hier voll von den € 

61,- profitiert. Also das ist dann ein Schiefstand von 1:60. Eigentlich ist das eine irre Spreizung 

und es geht eigentlich am Ziel vorbei, die gebührenpflichtigen Haushalte möglichst 

gleichmäßig zu entlasten. Jetzt wäre die Frage, ob es ein anderes Modell gibt, um den 

Haushalten möglichst gleichmäßig zum Vorteil dieser Gebührenbremse zu verhelfen, dass 

das viel gleichmäßiger verteilt wird auf die Haushalte. 

 

Dummer: Das ist nur bedingt richtig, weil natürlich eine Wohnhausanlage dann auch nicht 50 

mal 3 m3 Zähler hat. Das heißt, die Wasserzählergebühr für eine Wohnhausanlage ist jedes 

Quartal niedriger als für ein Einfamilienhaus, in der Relation gesehen. Und das Kernthema 

waren eigentlich die Unternehmen, die überproportional profitieren würden. Wir haben 

verschiedene Modelle durchgerechnet. Da war der Spread der, dass die Haushalte, die 

Bürgerinnen und Bürger € 34,- gekriegt haben und manche Betriebe und auch 

Wohnhausanlagen bis zu € 4.000. Es gibt bei uns in der Stadt nicht die Möglichkeit, dass man 
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die Betriebe ausnimmt, weil das sehr vielschichtig ist. Wo fängt der Betrieb an und wo hört er 

auf? Insofern, nach einigen Diskussionen, wir haben es in zwei Ausschüssen behandelt, war 

das die Lösung, die am fairsten ist, weil, wie gesagt, auch die Wohnhausanlagen eine 

niedrigere Zählergebühr jedes Quartal einzahlen. So gesehen ist das ein fairer Ausgleich. 

Benachteiligt sind in dem Fall konkret die Unternehmen. 

 

Pfeiler: Die Benachteiligung der Unternehmen sehe ich nicht. Das Ziel ist ja, wenn ich den 

Amtsbericht richtig lese, die Haushalte zu entlasten von allfälligen Gebühren. Und dennoch 

bin ich da skeptisch. Es geht ja nicht nur um eine Gebührenbremse bei den Wassergebühren, 

sondern das Ziel ist ganz generell, Gebührenentlastung herbeizuführen. Also, nicht nur 

Wasser, sondern, wie es im Amtsbericht steht, Abwasser und Abfallbeseitigung. Da wäre scho 

die Frage, ob man nicht einen Schlüssel findet, der diese Verteilung einfach fairer und 

gerechter und viel gleichmäßiger macht. Ich nehme nochmal mein Beispiel. € 1,- zu € 60,- für 

Haushalte, die in unterschiedlichen Gebäuden wohnen, finde ich eine extreme Schiefe. 

 

Dummer: Ja, aber auch bei der Einzahlung ist dieselbe Schieflage, nur in die umgekehrte 

Richtung. Da profitieren die Wohnhausanlagen beim quartalsweisen Einzahlen. Jetzt bei der 

Rückzahlung wird das teilweise ausgeglichen. Das ist auch nicht für die Wassergebühr, 

sondern das ist nur der Schlüssel, wie man die Verteilung berechnet. Wir haben auch eine 

Variante mit Kanalgebühr gerechnet, es ändert sich aber nichts. In dem Fall profitiert ein 

Großteil der Bürger. In den anderen Varianten waren der Großteil der Bürger die Verlierer und 

die Gewinner waren die Firmen und die Wohnhausanlagen. Nach all der Diskussionen war 

das einfach die ausgewogenste und faire Lösung, die dann auch mehrheitlich dotiert war. 

 

Pfeiler: Gab es auch eine Variante, das über die Müllgebühren zu rechnen? 

 

Dummer: Es gab eine Variante, aber die ist noch schwieriger zu rechnen, weil bei den 

Gebühren haben wir ja die Nachbargemeinden auch mit, die müssen wir dann rausrechnen, 

wären aber auch Gebührenzahler, die zahlen ja auch bei uns in den Topf ein. Also, die 

Variante Kanal oder Wasser oder Wasserzähler war die am praktikabelsten. Es soll ja auch 

halbwegs administrierbar bleiben. Wir wollen nicht einen Administrationsaufwand betreiben, 

der die Höhe der Gebührenkosten bei Weitem dann übersteigt. Das ist die bestmögliche 

Lösung, die uns eingefallen ist. Gut, dann stelle ich den Antrag zu dem Thema.  

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Anteil des Landes NÖ am Zweckschuss des Bundes, 

diese € 28.413.495 sind auf die Gemeinden aufgeteilt worden. Davon entfällt auf uns € 

280.364 und diese sollen ohne Abzüge an die Bürger weitergegeben werden, und zwar in der 

Form, dass jeder, der zum Stichtag 1 Wasserzählergebühren in Stockerau bezahlt hat, einen 

Zuschuss in Höhe von € 61,39 mit der dritten Quartalsvorschreibung bekommt. Kurzversion. 

 

Völkl: Ich ersuche eine Zustimmung. Ich sehe Zustimmung von der Fraktion der FPÖ, der 

ÖVP, der SPÖ. Enthaltungen? Fraktion der GRÜNEN. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 
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GRÜNE 0 GRÜNE 0 GRÜNE 5 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

9. Änderung – Wassergebühr Nachbargemeinden 

 

Dummer: Gut, dann haben wir als nächsten Tagesordnungspunkt die Änderung der 

Wassergebühr für die Nachbargemeinden. Wir haben im letzten Gemeinderat die Erhöhung 

der Wassergebühren für die Stadt Stockerau beschlossen und dann eine Besprechung mit 

den Nachbargemeinden Sierndorf, Spillern, Leitzersdorf und Niederhollabrunn gehabt. Wir 

beliefern diese Gemeinden mit Wasser, wobei sie ihr Leitungsnetz selbst erhalten und auch 

betreiben. Sie beziehen derzeit das Wasser um 69 Cent pro m3 von uns. Und nach den 

Gesprächen mit den Nachbargemeinden wurden folgende Anpassungen für die nächsten 

Jahre abgestimmt, die eine längerfristige Planbarkeit der Wassergebühr auch für die 

Nachbarn ermöglichen. Ab 01.10.2024 soll der Wasserpreis auf € 0,75 pro m3 erhöht werden. 

Ab 01.10.2025 auf € 0,80 und ab 01.10.2026 auf € 0,90 pro m3. Ab 01.10.2027 bis 01.10.2031 

jährlich um 2 Cent. Somit haben wir dann am 01.10.2031 einen Preis von € 1,- pro m3 Wasser. 

Das ermöglicht den Gemeinden auch diese Gebühren entsprechend an ihre Bürger 

weiterzugeben, weil die zum Teil natürlich auch unterschiedliche Hauptablesezeiträume 

haben, die mit unseren nicht kompatibel sind. Wir liefern nur bis zu unserer Stadtgrenze das 

Wasser und ab da übernehmen die jeweiligen Gemeinden die Versorgung ihrer Bürgerinnen 

und Bürger und auch alle Kosten, die damit verbunden sind.  

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, die ermäßigte 

Wasserbezugsgebühr für die Nachbargemeinden Sierndorf, Leitzersdorf, Niederhollabrunn 

und Spillern wird gemäß beiliegender Ergänzungsvereinbarung wie folgt neu festgesetzt, so 

wie vorgelesen, 01.10.2024 €0,75, 01.10.2025 €0,80, 01.10.2026 €0,90 und danach jedes 

Jahr um 2 Cent eine Erhöhung. Nur zur Information, die Stadt Stockerau verbraucht 1.150.000 

m3 Wasser im Jahr und die Nachbargemeinden nehmen uns im Jahr 850.000 m3 Wasser ab. 

Es ist nur ein Zähler, in Spillern sind es zwei und wir verrechnen das quartalsweise im Block. 

Also, wir haben da nicht den Aufwand, dass wir jeden Bürger Rechnung stellen müssen. Ich 

ersuche um Zustimmung. 

 

Völkl: Wortmeldungen? Der Herr Gemeinderat Kubat, der Herr Gemeinderat Pollak und der 

Herr Stadtrat Pohl. 

 

Kubat: Ich muss sagen, ich finde den Antrag nicht fair. Während man uns, die 

Stockerauerinnen und Stockerauer, ins kalte Wasser schmeißt, damit sie aufschreien, weil sie 

eine Gebührenerhöhung von 33% jetzt schlucken müssten, haben die Nachbargemeinden 

eine Einschleifregelung. Die haben eine Erhöhung jetzt mit 1. Oktober 2024 von 8,7 %. Mit 

2025, wenn man den Basispreis von dem jetzigen Preis annimmt, von 16%. Und jetzt zu 2026 

von 30%. Also, da steigen die Stockerauerinnen und Stockerauer sehr schlecht aus und ich 

finde das wirklich nicht fair. So eine Einschleifregelung hätte ich mir für unsere 

Stockerauerinnen und Stockerauer gewunschen, dass man das den Nachbargemeinden 
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gönnt, ist gut und schön, aber es ist einfach unfair und aus diesem Grund werde ich mich bei 

diesem Antrag enthalten. 

 

Pollak: Danke. Meine Frage geht in eine ähnliche Richtung. Ich hätte sie allerdings ein 

bisschen anders gestellt. Meine Frage wäre gewesen, diese 8 bis 9%ige Erhöhung für die 

Nachbargemeinden, ich freue mich übrigens sehr, dass die nach wie vor unser gutes Wasser 

beziehen, ist die in etwa vom Verhältnis her gerechtfertigt gegenüber den 33 %, weil das nur 

das blanke Wasser ist ohne Leitungsnetz? Oder ist das ein bisschen unverhältnismäßig? Wie 

sind wir zu diesen Zahlen gekommen? 

 

Pohl: Ich kann mich den Worten der Vorredner anschließen und noch eines bemerken. Eine 

echte Gebührenbremse und das ist ein Schlagwort, das sich mit € 60,- niederschlägt, ist eine 

sehr polemische Maßnahme. Ich weiß, wir bekommen nicht mehr von oben. Eine echte 

Gebührenbremse wäre hier oder auch bei unserem Antrag letztes Mal möglich gewesen. Dass 

man hier wirklich die Bürger entlastet oder vor weiteren Erhöhungen verschont, auch wir 

werden uns hier enthalten. 

 

Dummer: Zu den Fragen. De facto ist es so, dass die Nachbargemeinden unsere Bürgerinnen 

und Bürger entlasten, weil sie überproportional für das Wasser bezahlen. Wir bezahlen das 

Wasser nicht, wir pumpen es aus der Au. Wir haben dort keine Kosten, aber wir haben 

natürlich die Kosten des Betriebes, der Leitung. Wir betreiben den Hochbehälter, wir betreiben 

die Pumpen, wir haben die Leute im Wasserwerk. Würden die Nachbargemeinden das 

Wasser nicht mehr von uns beziehen, hätten wir unwesentlich weniger Kosten. Aber wir 

müssten natürlich die Gebühren sehr viel deutlicher erhöhen, um das auszugleichen, was wir 

an Einnahmen verlieren würden. Die EVN Wasser ist sehr aggressiv am Markt. Bewirbt die 

Gemeinden, möchte natürlich dort Wasserdienstleister sein, übernimmt auch die Netze, haltet 

die in Stand. Also, Gemeinden haben eher das Thema, dass sie mit dem Wasser ihre Kosten 

oft nicht decken können. Die haben auch alle höhere Wassergebühren als wir, muss man 

sagen. Aber nicht, weil sie damit mehr verdienen, sondern weil sie damit einerseits uns 

bezahlen müssen und andererseits auch die Kosten der Erhaltung und des Betriebs ihrer 

Leitungsnetze bestreiten müssen. Die haben auch Hochbehälter, wo sie das raufpumpen und 

dann über ihr Gemeindegebiet verteilen. Also, es war schon eine sehr knirsche Verhandlung, 

weil einfach die Gegebenheiten so sind, wie sie sind. Aber wir, also die Stockerauer 

Bürgerinnen und Bürger, profitieren dadurch, dass wir das Wasser in großen Mengen an die 

Nachbargemeinden liefern. In einer Qualität, die für den menschlichen Organismus sehr gut 

ist, also gesund, sehr kalthaltig. Aber für die Elektrogeräte nicht immer optimal. Es gab immer 

wieder auch die Diskussion der Entkalkung des Wassers. Dem haben wir bisher 

widerstanden, weil dadurch natürlich auch die Trinkwasserqualität leitet. Jeder Eingriff 

beeinflusst die Qualität des Wassers. Weitere Gemeinden sind auch an uns schon 

herangetreten, wollten auch unser Wassernetz übernehmen. Das haben wir aber nicht in 

Erwägung gezogen. 

 

Völkl: Dankeschön. Dann kommen wir zur Abstimmung. Der Herr Stadtrat für Finanzen hat 

das sehr gut erklärt, warum das alles so ist. Ich sehe Zustimmung der Fraktion der ÖVP, der 

SPÖ. Enthaltung der Fraktion der GRÜNEN und der FPÖ. 
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Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 0 GRÜNE 0 GRÜNE 5 

FPÖ 0 FPÖ 0 FPÖ 3 

 

 

 

10. Förderungsvertrag KPC betreffend WVA BA 18 

 

Dummer: Gut, dann komme ich zu einem Förderungsvertrag der KPC betreffend der 

Wasserversorgungsanlage Bauabschnitt 18. Das ist der Abschnitt Stögergasse. Wir haben 

dort € 294.000 investiert und bekommen von der KPC einen Zuschuss in Höhe von 10%. Das 

sind € 29.400. Das Projekt wurde bereits 2021 eingereicht und ist auch schon fertiggestellt. 

Jetzt haben wir die Förderzusage bekommen und sollten das Förderangebot auch annehmen.  

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, der Förderungsvertrag 

betreffend der WVA BA 18 mit der Antragsnummer C105319, abgeschlossen zwischen dem 

Bundesministerium für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, Umwelt- und 

Wasserwirtschaft als Förderungsgeber, welcher durch die kommunale Public Consulting 

GmbH vertreten wird und der Stadtgemeinde Stockerau als Förderungsnehmer wird mittels 

beiliegender Annahmeerklärung genehmigt. Ich ersuche um Zustimmung. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. 

Einstimmigkeit, danke. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

11. Rechtsschutzversicherung 
 

Dummer: Nächster Tagesordnungspunkt ist der Neuabschluss einer Rechtsschutz-

versicherung. Wir haben schon seit längerer Zeit eine bestehende Rechtsschutzversicherung 

bei der NÖ Versicherung. Die ist schon in die Jahre gekommen und wir haben unseren 

Versicherungsmakler gebeten, aktualisierte Angebote einzuholen. Da geht es darum, dass 

die Gemeindeorgane, die Gemeindebediensteten, die Bediensteten der KIG, die Mitarbeiter 

des Pflegeheims, des Standesamts, des Staatsbürgerschaftsverbandes und bei einem 

Angebot auch die Feuerwehr gedeckt sind, wenn es Rechtsthemen gibt, dass da die 

Versicherung einen Rechtsschutz zur Verfügung stellt. Einerseits mit höheren 
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Versicherungssummen als bisher, andererseits auch mit einem erweiterten Deckungsumfang. 

Die Firma AON hat diese Angebote für uns geprüft und gegenübergestellt.  

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, folgender Versicherungs-

vertrag soll beschlossen werden, eine Rechtsschutzversicherung bei der Rolandversicherung 

mit einer Jahresbruttoprämie von € 5.802,90. Das ist sogar eine Spur günstiger, als die 

bisherige Jahresprämie und der Deckungsumfang ist etwas besser als bei der NÖ 

Versicherung, von der wir auch ein Angebot bekommen haben, das aber nicht unwesentlich 

teurer war. Ich ersuche um Zustimmung, dass wir diese Rechtsschutzversicherung erneuern. 

 

Völkl: Eine Wortmeldung. Bitte, Herr Gemeinderat Mayer. 

 

Mayer: Guten Abend. Wir haben viel mehr Versicherungen, das wäre vielleicht einmal gut, 

wenn man die wieder einmal alle durchsehen würde. Es hat sich vor Jahren gezeigt, dass da 

sehr viel Potenzial drinnen ist, wo man etwas sparen kann. Danke.  

 

Dummer: Wir haben deswegen die Maklerfirma AON und die Bürgermeisterin und ich haben 

jährlich mit Herrn Geyer eine Besprechung mit dieser Versicherung, wo einerseits der Bestand 

dokumentiert wird, auch der Schadensverlauf und wo immer auch Verbesserungen 

vorgeschlagen werden, so wie diese, die wir da jetzt zur Abstimmung bringen. 

 

Völkl: Ich sehe Einstimmigkeit. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Kurzmann verlässt die Sitzung 20:15 Uhr 

 

 

 

12. Sanierung Kühlturm 
 

Dummer: Der nächste Tagesordnungspunkt ist die Sanierung des Kühlturms am Eislaufplatz. 

Wir haben im Vorjahr die Entkalkung der Düsen kurz vor Saisonbeginn gemacht und die 

Pumpen, das hat doch eine wesentliche Verbesserung schon in der vorigen Saison beim 

Eislaufplatzbetrieb gebracht. Es ist damals auch schon festgestellt worden, dass dringend 

notwendige zusätzliche Arbeiten anstehen. Die Betriebsleitung des Erholungszentrums hat 

sich heuer rechtzeitig darum bemüht, entsprechende Angebote zu bekommen. Konkret soll 

beim Kühlturm die löchrige Auffangwange sandgestrahlt und mit Polyester ausgekleidet 

werden, der gerostete Flansch für die Pumpen saniert und die porösen Verdunsterwaben 

erneuert. Im Zuge dessen werden dann die Mitarbeiter die Düsen nochmals überprüfen und 

eventuelle Verkalkungen beseitigen, damit der Kühlkreislauf wieder voll funktionsfähig ist und 
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wir auch bei warmen Temperaturen ein gutes Eis bieten können. Die Leitung des 

Erholungszentrums hat sich da sehr intensiv um Angebote bemüht, aber es gibt nicht allzu 

viele Firmen, die bereit waren, diese Wanne zu sanieren und auch die übrigen Arbeiten 

durchzuführen. Die Anlage ist doch nicht mehr die jüngste und niemand wollte die Haftung 

übernehmen. Es gibt daher nur ein Angebot von der Quasnitschka Haustechnik GmbH, die 

auch schon die Arbeiten im Vorjahr durchgeführt hat, was auch Vorteile bei der 

Gewährleistung mit sich bringt, weil dann der ganze Kühlkreislauf in einer Hand liegt. Die zu 

beauftragenden Arbeiten sind im Budget unter Instandhaltung Sonderanlagen nicht 

vollständig gedeckt. Die Gesamtkosten sind € 22.994,08, also nicht ganz € 23.000 und wir 

haben noch € 20.000 im Budget. Es fehlen uns also € 3.000 und darum ist das hier im 

Gemeinderat und nicht im Stadtrat. Ja, es ist ein wichtiger Baustein, damit unser Eislaufplatz 

auch für die nächsten Jahre funktionsfähig ist, bis wir soweit sind, dass wir uns eine 

Eislaufhalle leisten können.  

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, die Beauftragung der 

Quasnitschka Haustechnik GmbH mit den Sanierungsarbeiten am Kühlturm des Eislauf-

platzes mit Kosten von € 22.994,08 netto wird genehmigt. 

 

Völkl: Eine Wortmeldung. Bitte, Herr Stadtrat Pohl. 

 

Pohl: Es freut mich, dass sich beim Eislaufplatz etwas tut nach den Sanierungen im letzten 

Jahr. Der Kühlturm hält ja hoffentlich noch eine länger und die Halle, die medial versprochen 

wurde, dann vielleicht auch einmal dort einen gescheiten Kühlturm hat, weil auch der Kühlturm 

wurde schon in Aussicht gestellt für heuer und ich freue mich auch über eine Einbindung, 

wenn es Verhandlungen über die Halle gibt. 

 

Völkl: Kommen wir zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen. Einstimmig Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

13. Heizung Fernwärme Tauchschule 
 

Dummer: Gut, dann bin ich schon im Finale. Da geht es um die Erweiterung der 

Fernwärmeheizung für die Tauchschule. Es gibt ja beim Freibad neben der Kassenhalle eine 

Tauchschule mit einer Nutzfläche von rund 100 m2, die bisher elektrisch beheizt wurde. Das 

Erholungszentrum selbst ist bereits seit längerer Zeit auf Fernwärme umgestellt, nur eben 

diese vier Räume laufen noch auf Strom. Wir haben sich damit befasst und festgestellt, dass 

es aus wirtschaftlichen und ökologischen Überlegungen sinnvoller wäre, das an die 

Fernwärmeheizung anzuschließen. Die gesamte Heizanlage wurde von der Quasnitschka 
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Haustechnik GmbH installiert und wird auch von ihr betreut, sodass auch nur ein Angebot 

eingeholt wird, um Schnittstellen zu vermeiden, die dann auch zu Haftungsausschlüssen 

führen würden. Aus dem Ergebnis ähnlicher Ausschreibung ist das Angebot sehr günstig zu 

bewerten. Der Angebotspreis für die Verlegung und Isolierung von 100 Meter Leitungen und 

Lieferung und Montage von vier Heizkörpern mit Thermostatköpfen beträgt 9.969,84 € netto. 

Aus Kosten und Verwaltungsgründen wurde auf den Einbau eines Subzählers verzichtet und 

die Heizkosten werden mit dem Pächter dann pauschal verrechnet. Die Kosten sind im Budget 

nicht vollständig gedenkt und es wird dann im Nachtragsvoranschlag, den wir für den Herbst 

vorbereiten, berücksichtigt. 

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, der Gemeinderat wurde beschließen, die Beauftragung der 

Quasnitschka Haustechnik GmbH mit der Erweiterung der Fernwärmeanlage auf die Räume 

der Tauchschule mit Kosten von netto 9.969,84 € wird genehmigt. 

 

Völkl: Ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit. Danke. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Völkl: Wir kommen nun zu den Anträgen des Herrn Stadtrates für Bauwesen und 

Stadtentwicklung und der Markus Rosenberger ist am Wort. 

  

Kurzmann nimmt an der Sitzung wieder teil 20:15 Uhr 

 

 

 

14. Mehr- und Minderkosten – Erweiterung Volksschulen 
 

Rosenberger: Vielen Dank, einen schönen guten Abend auch von meiner Seite, unseren 

Gästen und den Kolleginnen und Kollegen hier im Saal, liebe Frau Bürgermeisterin, ich habe 

heute insgesamt drei Anträge. So wie wir es gewohnt sind, auch aus den letzten Sitzungen 

des Gemeinderates, darf ich heute mal wieder beginnen mit Mehr- und Minderkosten-

erweiterung der Volksschulen.  

Im Zuge der Detailplanung und der Ausführung wurden teilweise Leistungsänderungen 

notwendig. Weiters hat sich im Zuge der Abrechnung herausgestellt, dass es im Verglich zur 

Beauftragung zu diversen Massenmehrungen und Massenminderungen gegenüber der 

Beauftragung gekommen ist. Um eine Endabrechnung des Projektes zu ermöglichen sollen 

die notwendigen Mehr- und Minderkosten nunmehr beauftragt werden. Nachfolgend werden 

die Gewerke, Firmen sowie die zu beauftragenden Mehr- und Minderkosten aufgelistet. 

Weiters werden die bisherigen Auftragssummen und die fortgeschriebenen Auftragssummen 

unter Berücksichtigung der Mehr- und Minderkosten angeführt. 
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Hinsichtlich der detaillierten Begründung wird auf die beiliegenden Prüfberichte des 

Generalplaners verwiesen. Ich bitte Sie, mich von der Verlesung der Details zu den einzelnen 

Gewerken zu entbinden und ich darf Sie bitten, die Summe der Mehr- und Minderkosten von 

€ 537.942,14 zur Kenntnis zu nehmen. Das setzt sich zusammen aus den vielen Gewerken 

aus diversen Mehr- und Minderkosten. Die Details sind im Amtsbericht beigelegen. Die 

Beauftragung der Leistungsabweichungen wurde sowohl im Baubeirat als auch im 

Bauausschuss am 03.06.24 ausführlich vorgestellt und zur Beauftragung durch den 

Gemeinderat empfohlen. Durch die zu beauftragenden Mehr- und Minderkosten wurden 

seitens des Generalplaners auch eine aktualisierte Gesamtkostenprognose erstellt. Die in der 

beilegenden Kostenprognose ausgewiesenen Gesamtkosten unter Berücksichtigung der 

vertraglich vereinbarten veränderlichen Preise sowie der seitens Generalplaner/Örtliche 

Bauaufsicht vorgesehenen Abzüge bei anderen Gewerken betragen € 17.789.250,72 netto 

bzw. € 21.347.180 brutto. Hinsichtlich der Finanzierung wird auf die Beilage des Finanzstadt-

rates verwiesen, welche dem Amtsbericht auch beigelegen ist.  

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, die nachfolgend 

aufgelisteten Mehr- und Minderkosten mit einer Gesamtsumme von € 537.942.14 netto 

werden beauftragt. Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

 

Pfeiler: Die Volksschule steht jetzt bei der Kostenprognose von € 21,35 Mio. Jetzt wollte ich 

fragen, wie fest ist diese Kostenprognose zu beurteilen? Wird noch einiges dazukommen? 

Gibt es noch Unwägbarkeiten? In welcher Bandbreite in etwa bewegt man sich da?  

 

Dummer: Also, wir sind jetzt schon ziemlich in der Zielgerate. Ich würde sagen, dass die 

Bandbreite in die Richtung bis maximal € 21,4 Mio. geht. Ein Teil dieser Mehr- und 

Minderkosten können wir aus den Reserven noch finanzieren und ein Teil aus der 

Kostenüberschreitung. Wir haben mit allen Firmen schon Endverhandlungen geführt und sind 

ziemlich nahe an der Endabrechnung. Wir werden auch mit dem Land Kontakt aufnehmen, 

ob es eine Aufstockung der Förderung gibt. Ich schätze, dass wir maximal noch rund € 50.000 

Risiko drinnen haben in dieser Kostenprognose. 

 

Pfeiler: Ich darf erinnern an den Beschluss aus dem November 2020, wo man in Aussicht 

gestellt hat, diese Schule um € 11,1 Mio. zu bauen. Wir liegen jetzt mittlerweile 92 % über 

dieser in Aussicht gestellten Summe. Nur, dass das auch heute wieder mal gesagt wird. Ja, 

ich weiß, es ist ein völlig anderes Projekt, aber wir haben bei der Auflösung des Beschlusses 

eigentlich nicht über ein völlig anderes Projekt gesprochen und auch nicht über ein völlig 

anderes Projekt abgestimmt. Eine Klarstellung ist mir auch noch wichtig, weil wir das letzte 

Mal darüber diskutiert haben, habe ich in den Unterlagen nachgeschaut. Bei den € 11,7 Mio. 

des alten Projektes waren in der Tat € 420.000 für energietechnische Optimierungen 

eingerechnet. Das wurde das letzte Mal in Abrede gestellt. Bei den € 11,7 Mio., also auch 

damals beim alten Projekt, war einiges an Energieoptimierung drinnen. Ich glaube, es wäre 

jetzt wichtig, dieses Projekt bei einer Gebarungseinschau oder eventuell am Rechnungshof 

prüfen zu lassen, wie das alles gelaufen ist, dass das einmal aufgearbeitet wird, wie es 

eigentlich passieren konnte, dass es zu so einer derartigen Kostenüberschreitung kommen 

kann. Vielleicht auch noch ein ganz kleines Detail, ich habe in den Unterlagen gekramt und 

da war zum Beispiel ein Argument für die Auflösung, dass das alte Projekt keine 

Zentralgarderobe hat. Und haben wir jetzt eine Zentralgarderobe? 
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Dummer: Wir haben keine Zentralgarderobe, weil wir, anders als beim alten Projekt, die 

Pädagoginnen und Pädagogen eingebunden haben und auch die Direktorinnen und die sich 

dagegen ausgesprochen haben. Wir haben Rücksicht genommen auf die Nutzerinnen und 

Nutzer und haben das Projekt auch an deren Bedürfnisse angepasst. Darum haben wir auch 

statt zwei Gruppenräume 14 Gruppenräume, darum haben wir Außenklassen und darum 

haben wir die ganze thermische Sanierung bei der Schule gemacht. Nicht um € 400.000, 

sondern um € 4 Mio. Wir haben eine PV-Anlage, wir haben also viele Dinge mehr und was wir 

auf jeden Fall auch haben, was immer vergessen wird, die Förderungen sind wesentlich 

höher. Die Nettokosten, wenn man die Förderungen abzieht, werden irgendwie bei € 15 Mio. 

liegen, so die nicht noch aufgestockt wird, diese Förderung. Letztendlich geht es nicht nur um 

die Euros, sondern es geht darum, dass wir für viele Jahre eine zukunftsfitte oder zwei 

zukunftsfitte Volksschulen haben. Das sollte man bei dem Ganzen auch nie aus den Augen 

verlieren und vergleichbar sind die Projekte nicht. Die erste Kostenfestlegung war bei € 18,5 

Mio. brutto nach der Ausschreibung. Das haben wir jetzt um 13 % überschritten. Wobei eine 

Zahl noch erwähnt sei, allein die Inflationsanpassung, die üblicherweise für Gemeinden nicht 

gilt, kostet uns € 1,4 Mio. und wir zahlen € 3,6 Mio. wieder in die Staatskasse ein, in Form von 

Umsatzsteuer. Wir sind nicht vorsteuerabzugsberechtigt. Also, wenn man das dann auf Netto 

rechnet und ohne Inflation, ist das eigentlich ein Schnäppchen. 

 

Völkl: Ich möchte noch sagen, wie wir zur Umsetzung gegangen sind. Wir haben immer 

gesagt, der Schulbau muss der Pädagogik folgen. Wir haben hier die Pädagoginnen, die 

Direktorinnen einbezogen, die Elternvereine. Wir haben um 14 Gruppenräume mehr 

geschaffen. Wir haben auch in der Ausstattung gleich 34 digitale Tafeln. Wir sind hier immer 

den pädagogischen Bedürfnissen, die der Zeit gerecht sind, gefolgt. Wir haben dieses beide 

Gebäude, vom Keller bis zum Dachboden, generalisiert und das war in dem alten Projekt nicht 

enthalten. Wir haben auch gemeinschaftlich, schon wie wir das Projekt entwickelt haben in 

diesem Gemeinderat gesagt, das ist der Weg, den wir gehen wollen für unsere Kinder, dass 

sie hier jahrzehntelang eine optimale Schule vorfinden. Das will ich nur sagen. Die Kinder sind 

glücklich, die Pädagogen sind glücklich. Und diese Schule ist wirklich von unten bis oben 

absolut hergerichtet worden und instandgesetzt worden. Wenn man wo eingreift und was 

macht, dann ist es wichtig, dass man das Gesamte sieht. Und das haben wir gemacht. 

 

Pfeiler: Ich wollte nur kurz eines sagen. Ja klar, um € 21,35 Mio. muss hier eine schöne Schule 

stehen. Und es ist klar, dass das jetzt natürlich viel mehr kann als die alte Schule. Das ist ja 

unstrittig. Mir geht es aber schon noch den einen Punkt festzuhalten, dass man damals gesagt 

hat, wir schaffen das mit € 11,1 Mio. Ja, du zuckst jetzt mit den Schultern, aber es war ja kein 

einzelner Beschluss. 

 

Völkl: Das war kein Einzelbeschluss, das haben wir gemeinsam mehrheitlich beschlossen. 

 

Pfeiler: Ja, schon. Aber wir haben beschlossen, wir steigen aus dem Projekt aus oder dieser 

Gemeinderat steigt aus dem alten Projekt aus, weil wir es schaffen, die Schule günstiger zu 

bauen. Wir waren damals ganz stark kostengetrieben. Und passiert ist ganz was anderes. 

Klar, steht jetzt um € 21,35 Mio. eine schöne Schule da. Aber damals, wie wir ausgestiegen 

sind, waren die Argumente ganz andere. Und auf das wollte ich jetzt auch nochmal hinweisen. 
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Pohl: Ja, da gibt es einiges zu sagen. Dass das Projekt annähernd vergleichbar ist mit dem 

heutigen, das hat schon wer anderer auch behauptet bei seinem Ausstieg. Das sind, wie wir 

heute sagen, Fake News. Das ist, wie wenn man ein Einfamilienhaus baut und dann kommt 

man darauf, dass man mehr Kinder hat und dann aufstockt und noch einiges weiterbaut. Wir 

haben bei dem Projekt für die nächsten 20 Jahre gedacht. Beim alten Projekt würden wir jetzt 

wahrscheinlich wieder da sitzen und über eine Erweiterung der Klassen aufgrund der 

Erhöhung der Kinder in Stockerau nachdenken und würden wahrscheinlich noch viel mehr in 

die Hand nehmen. Darum haben wir dem Weg zugestimmt. Und ich finde es toll, dass ihr euch 

dann, obwohl ihr gegen alles gestimmt habt, bei jeder Entscheidung euch dann beteiligt habt. 

Aber ich kann mich an keine einzige Meldung der GRÜNEN in den Sitzungen, wo man Sachen 

eingebracht hat, die kostenminimierend gewesen sind. Wir haben dann die Pädagoginnen 

und Pädagogen eingebracht. Das war uns allen, auch euch wichtig, weil das hat man beim 

ersten Mal vergessen. Da sind dann die Probleme aufgekommen, dass die Pädagoginnen 

und Pädagogen und die Schulleitung Sachen nachgebracht haben zu diesem Projekt. Und so 

ist ein wirklich vernünftiger Weg gebaut worden für sicherlich die nächsten 20 Jahre. Da 

können wir uns noch mit den Schülerzahlen steigern, weil wir Reserven haben. Und das war 

uns wichtig, dass man zukunftsorientiert für unsere Kinder was macht und einmal Geld in die 

Hand nehmen und dafür die nächsten Jahre nicht. Danke. 

 

Kubat: Ja, stimmt, was der Stadtrat Pohl sagte. Wir waren immer skeptisch, als es dann hieß, 

wir steigen aus dem Projekt aus, haben wir immer gewarnt. Achtung, wir können die Kosten 

nicht mehr einfangen. Wir wissen nicht, wohin das läuft, kostengetrieben. Und jetzt sehen wir 

das Endresultat. Fakt ist auch eines. Die Schulden von heute zahlen die Erwachsenen von 

morgen. Unsere Kinder werden dann mit einem Sparbudget überrannt werden, weil dieses 

Geld muss ja irgendwo finanziert werden. Dafür wurden Schulden aufgenommen und diese 

Schulden müssen getilgt werden. Entweder erhöhe ich dann die Gebühren oder ich streiche 

etwas. Anders wird es nicht laufen. Und da heißt es auch beim Finanzhalten nachhaltig zu 

sein. Ein weiterer Punkt ist, ich empfinde, das geht jetzt zum nächsten Punkt schon über, zum 

Skaterpark auch. Die Stadtgemeinde Stockerau hat ein Projektmanagementproblem. Das 

muss man jetzt offen und ehrlich sagen. Volksschule, dann öffentliche WC-Anlage, jetzt 

kommen wir beim Skaterpark drauf, wir brauchen eine Beleuchtung auch noch. Da stimmt 

auch das Projektmanagement nicht und das verursacht enorme Kosten. So fair muss man 

und so ehrlich muss man auch sein. Da haben wir GRÜNE immer gesagt, halt, stopp, denken 

wir nochmals nach und nicht einfach den Lemmingen hinterher in den Abgrund folgen. Danke. 

 

Völkl: Die Alternative wäre, dass wir keine Gruppenräume hätten, dass die Kinder auf engstem 

Raum, wie es war, am Gang lernen müssen, dass wir nur einen Einfach-Turnsaal haben. Von 

euch wird immer gefordert, warum die Mittelschule noch keinen Turnsaal hat, warum dieses 

und jenes noch nicht gebaut ist. Ich stehe dazu, wir haben den Kindern der Stadt zum Lernen, 

zum Entwickeln, zum Wachsen und Gedeihen können, eine wunderbare Schule hingestellt, 

die auch für die nächsten Jahrzehnte halten wird. Die Alternative wäre gewesen, dass man 

einen Altbestand gelassen hätte und sie wäre dann schon zu klein gewesen, weil die 

geforderten Mehrzweck- und Gruppenräume wären nicht geschaffen worden. 

 

Rosenberger: Ja, es ist schon viel gesagt worden. Ich darf von meiner Seite aus nur sagen, 

ja, es gab vorher ein Projekt und ich habe das auch schon mehrfach erwähnt. Es ist müßig, 

über das Projekt, das vorher gewesen wäre, zu diskutieren. Wie hätten sich die Preise 

entwickelt, wie hätten sich die Verfügbarkeiten entwickelt, wie wäre das ohne Corona vielleicht 
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und den Preissteigerungen mit Corona ausgegangen? Wir sind uns unserer Verpflichtung, 

aber auch bewusst, dass wir den Kindern ganz einfach eine Zukunft ermöglichen wollen und 

eine Bildungseinrichtung ermöglichen wollen, in die sie nicht nur gerne gehen, sondern die ja 

wirklich, und Gerhard, du hast das gesagt, zukunftsfit und zukunftstauglich ist. Zu dem stehen 

wir. Auch wenn es ein Vorprojekt gab, das günstiger gewesen wäre. Wir stehen zu diesem 

Projekt, wir haben das mitgetragen und wir sind jetzt da. Und so wie es der Herr Stadtrat 

Pfeiler auch erwähnt hat, ja, um € 21,37 Mio. muss es auch schön sein. Da gebe ich dir 

vollkommen recht. Es ist aber auch wirklich schön und es ist eine Investition in die Zukunft, in 

die nächsten Jahrzehnte. Danke. 

Pohl: Matthias, alleine, dass du auf keines meiner Argumente ein Gegenargument gebracht 

hast, zeigt mir, dass es richtig ist. Ein großes Schlagwort hinten noch nach mit „Die Schulden 

von heute und die Kinder von morgen“. Super Argument. Nein, ist es keines. Das Einzige, wo 

ich dir Recht gebe, ist das fehlende Projektmanagement innerhalb der Gemeinde und darum 

werden wir uns sowohl bei dem Punkt als auch beim nächsten Punkt enthalten. Danke. 

 

Osmanovic: Schönen guten Abend auch von meiner Seite. Also, ich habe mich jetzt ein 

bisschen beschäftigt mit dem Verbraucherpreisindexrechner. Wenn man Jänner 2020 eingibt, 

den Betrag € 11,7 Mio. und dann Mai 2024 und das indexieren lässt, kommt eine Erhöhung 

von 24,6 % heraus. Das ergibt eine Summe von € 14.578.200. Das bedeutet eine Steigerung 

alleine durch die Inflation von € 2,878 Mio. Wenn man jetzt, wie wir vorher gehört haben, 

vorher in dem Projekt € 400.000 für Energiemaßnahmen investiert, jetzt sind € 4 Mio. investiert 

worden. Das sind um € 3,6 Mio. mehr, wenn man das zusammenrechnet, dann kommt man 

auf einen Betrag von € 18,17 Mio. Jetzt haben wir gehört, es ist dazu gebaut worden, es ist 

verbessert worden von den Räumlichkeiten. Das heißt, das Projekt kann mehr. Es ist alles in 

die Schule geflossen in die Einrichtung, in die Ausstattung, in die Räumlichkeiten. In diese 

Schule ist das alles hineingeflossen. Das heißt, ich sehe da keine Thematik, wo man sagt, da 

ist das Geld ist falsch verwendet worden oder da gibt es irgendeinen Skandal, wie er jetzt 

immer wieder gezeichnet wird. Ich weiß nicht, wo jetzt das Problem ist? Das kann man faktisch 

hier auflösen. Das ist keine Hexerei, kein großer Aufwand. Meinerseits würde ich ersuchen, 

dass man das so nimmt, wie es ist und auch kein Drama draus macht. Danke. 

 

Falb: Auch ich bitte, dies nicht zu dramatisieren. Der Gemeinderat Kubat hat das letzte Mal 

zu mir gesagt: „Hätten Sie aufgepasst, Herr Vizebürgermeister, dann wäre Ihnen aufgefallen 

im 2019er-Jahr, dass die GRÜNEN sagten, ‚Steigen wir nicht aus dem Volksschulprojekt 

aus‘.“ Jetzt ist mir aufgefallen, aber vielleicht täusche ich mich da, Gemeinderatssitzung 

21.05.2019 „Volksschule Stockerau – Wiederruf von Vergabeverfahren“ war einstimmig. 

Vielleicht ist das nur ein Teilaspekt oder habe ich die Wortmeldungen falsch begriffen, so wie 

sie im Protokoll stehen. Das war jedenfalls einstimmig, das war jedenfalls einstimmig. Und 

dann, weil auch der Kollege Stadtrat Pfeiler nimmt Bezug auf die damalige Sitzung wo wir das 

beschlossen haben hat im Gemeinderat, dort hat sich von den GRÜNEN zu Wort gemeldet 

die von mir sehr geschätzte Kollegin GR Kamath-Petters mehrfach und hat ihre Sorgen im 

Hinblick auf das neue Projekt formuliert und für mich auch damit wieder begründet, warum die 

GRÜNEN sich damals nicht angeschlossen haben an der Mehrheit. Ich möchte darüber ein 

bisschen zitieren, was sie gesagt hat. „Es geht um Details zum Bau. Aber ich sage es separat. 

Das eine ist: Wie wird uns garantiert, dass die von den Lehrerinnen, Direktorinnen und 

Vereinen eingebrachten Raum- und Funktionsanforderungen auch tatsächlich eingeplant und 

umgesetzt werden? Ich rede nicht von goldenen Wasserhähnen. Ja, ich rede von ganz 

wichtigen, pädagogischen Anforderungen.“ … „Zwei Fragen noch: Wie wird uns garantiert, 
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also jetzt außerhalb der Schulen, außerhalb der gesetzlichen Bestimmungen, dass ein 

klimafittes Energiekonzept umgesetzt wird. Vor allem geht es und ich glaube, das könnte 

wirklich sogar eine große Debatte werden, im Gemeinderat oder wo auch immer, es geht 

tatsächlich um Heiz-, Klima- und Lüftungskonzepte, über die wir noch niemals gesprochen 

haben. Und es ist uns, glaube ich, allen bewusst, wie kostenintensiv das sein kann, wenn das 

nicht gut geplant ist. Also, das sind nicht die Fensterformen, das ist wirklich eine ganz wichtige 

Sache. Wie wird uns das garantiert?“ … „Ich möchte zum Schluss noch darauf hinweisen auf 

die Grünraumgestaltung, dass die wirklich auch miteinbezogen wird in die Gesamtplanung 

und nicht erst später kommt.“ Auch das ist erfolgt. Denn da waren immer Bäume, das 

Vorprojekt hätte die Fällung von drei Bäumen erfordert. Durch das neue Projekt konnte das, 

Gott sei Dank, vermieden werden. Also, das war eigentlich die Debatte, die die GRÜNEN 

damals geführt haben. Und wie gesagt „Wiederruf von Vergabeverfahren“ da waren die 

GRÜNEN auch mit dabei, vom Vorprojekt. Aber wie gesagt, ich möchte gar nicht behaupten, 

dass es nicht der eine oder andere kritische Äußerung der GRÜNEN gegeben hat. So einfach, 

wie es jetzt hier dargestellt wurde, war es jedenfalls nicht. Danke. 

 

Dummer: Ich möchte nur eins sagen. Eine Weisheit, die sich immer wieder bewährt, wer billig 

kauft, kauft teuer. Wir haben sicher viel in die Qualität investiert. Vor allem auch in die 

Verbesserung der Qualität des Bestandes. Aber gegen eins möchte ich mich entschieden 

verwehren, dass es da ein schlechtes Projektmanagement gegeben hat. Ich bin jetzt 45 Jahre 

beruflich tätig, habe immer irgendwie mit Bau zu tun gehabt. Ein so hochprofessionelles 

Projektmanagement, wie wir bei der Volksschule gehabt haben, habe ich noch nirgendwo 

erlebt. Sowohl von der Architektenfirma, die uns betreut hat, als auch von unseren 

Mitarbeitern, vor allem vom Herrn DI Altinger. Man muss einmal sowas gemacht haben. Wer 

noch nie eine Gartenhütte umgebaut hat, weiß gar nicht, worum es bei so etwas geht. Und 

das ist keine Gartenhütte, die wir da gebaut haben. Das ist ein Riesengebäude, das sind 

enorme Flächen, die wir einerseits im Bestand saniert haben und andererseits aber auch sehr 

beträchtlich erweitert haben. Und bei jeder Sanierung kommen einfach Dinge zum Tag, die 

man von außen nicht sieht. Das sieht man erst, wenn man anfängt zu arbeiten. Diese Dinge 

sind zu berücksichtigen. Das ist wirklich super professionell abgewickelt geworden. Hier zu 

sagen, wir haben ein Problem mit Projektmanagement, da muss ich sagen, das kann man nur 

behaupten, wenn man keine Ahnung von irgendwas hat. 

 

Völkl: Herr Gemeinderat Franta. 

 

Franta: Dankeschön. Ich versuche mir die Dinge immer einfach vorzustellen. Altes Projekt, 

neues Projekt. Wir haben jetzt gehört, dass mit dem VPI das alte Projekt uns ungefähr € 14, 

Mio. gekostet hat. Beim neuen Projekt, wenn man die Förderung abzieht, sind wir auf € 16 

Mio. Wie viele Klassenräume waren im alten Projekt enthalten? Wie viele Räume im neuen 

Projekt? Und dann kann man das runterrechnen, was uns ein Raum gekostet hat, im alten 

und im neuen Projekt, im Vergleich, damit man sich was vorstellen kann. Im neuen sind, 

glaube ich, 16 enthalten. Wie viele wären im alten enthalten gewesen? 

 

Völkl: Die Klassen sind gleichgeblieben. Gruppenräume waren vier geplant, gemacht haben 

wir vierzehn. 

 

Franta: Okay, das heißt, um € 14,7 Mio. hätten wir vier Klassen gemacht. Jetzt abzüglich der 

Förderung machen wir um € 16 Mio. 14 Klassen, oder? Also das heißt, auf die Klassen 
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aufgerechnet, kriegen wir sie um weniger als die Hälfte. Ist das jetzt ein gutes oder ein 

schlechtes Projekt? Viel mehr Produkt, mehr Kosten. Und das für unsere Kinder und für die 

Zukunft. Ich möchte nur sagen, noch teurer als in die Bildung zu investieren, ist in keine 

Bildung zu investieren. Und das sollten Sie sich bitte bei der Nase nehmen. 

Osmanovic: Danke. Ja, das möchte ich unterstreichen, und zwar mit einem Zitat vom 

Vorstandsdirektor vom AMS, dem AMS-Chef Johannes Kopf der sagt „Nehmt mir € 100 Mio. 

weg und steck‘ sie in den Kindergarten“. Das ist zwar jetzt kein Kindergarten, aber im 

übertragenen Sinn, das ist eine Investition in Bildung, in unserer Kinderzukunft. Und da kann 

man nur dafür sein. Danke. 

 

Pfeiler: Ich wollte mich eigentlich nicht mehr zu Wort melden, aber ja, ich schließe mich da 

voll an. Wie gesagt, € 21,35 Mio., schöne Schule, große Schule, kann auch mehr, keine Frage. 

Auf ein paar Dinge wollte ich noch eingehen, die noch gefallen sind. Martin, das ist nur ein 

Teil der Geschichte. Natürlich haben wir mitgestimmt beim „Widerruf des Vergabeverfahrens“ 

im Frühjahr 2019, weil damals große Lose gemeinsam mit vielen Gewerken ausgeschrieben 

wurden. Und damals war die Empfehlung des Vergabejuristen, das Projekt ein zweites Mal in 

kleineren Losen auszuschreiben, wo nicht so große Gewerke zusammengebündelt sind. Das 

hat dazu geführt, dass wir dann dieser Empfehlung gefolgt sind, zugestimmt haben. Darum 

damals dieser einstimmige Beschluss, die Ausschreibung aufzuheben und das alte Projekt 

noch einmal neu auszuschreiben, wo wir dann auch tatsächlich zu günstigeren Kosten 

gekommen sind. Also ja, wir haben damals mit zugestimmt, aber das war eine Art 

auszuschreiben. Nur zur Klarstellung, ist jetzt keine Kritik. Es stimmt, was im Projekt steht, es 

stimmt, was du sagst, aber es ist ein Teil der Geschichte des alten Projektes. Klar, die neue 

Schule kann jetzt viel mehr, ist ja richtig, logisch. Ich möchte jetzt nur noch sagen, die alte 

Schule hat ja nicht so ausgeschaut mit so wenigen Räumen und so Klassen und so wenigen 

Funktionsräumen, weil irgendwer sich etwas schlecht überlegt hat, sondern die alte Schule, 

also das alte Projekt, muss man sagen, ist gefolgt einem mit dem Land abgestimmten und 

auch vom Land genehmigten Raumkonzept. Das muss man auch immer bedenken. Also das 

Land hat uns da quasi sehr streng an der Leine, was man bauen darf als Gemeinde und was 

nicht. Das alte Projekt hat dem gefolgt, was damals das vom Land genehmigte Raumprojekt 

hergegeben hat. Dass es dann zu einem neuen Raumkonzept kam, ja klar, und damals war, 

das möchte ich auch noch sagen, damals war vom Land auch immer ganz stark der 

Kostenrahmen mit den € 10 Mio., irgendwas ist einzuhalten. Ich wollte nur sagen, das ist ja 

auch von woher gekommen, warum das alte Konzept so sparsam geschnitten war. Danke. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung. Wir stimmen da über die Schule ab, über die Zukunft und 

wir diskutieren jetzt nur über die Vergangenheit, was vor fünf Jahren war. Wir kommen bitte 

zur Abstimmung und ich ersuche mein Zeichen der Zustimmung. Ich sehe Zustimmung der 

Fraktion der ÖVP, der SPÖ, Enthaltungen. Fraktion der FPÖ und der GRÜNEN. Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 0 GRÜNE 0 GRÜNE 5 

FPÖ 0 FPÖ 0 FPÖ 3 

 

Osmanovic, Kubat verlassen die Sitzung 20:50 Uhr 
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15. Beleuchtung Skaterpark 
 

Rosenberger: Danke, damit sind wir bei meinem zweiten Punkt „Beleuchtung Skaterpark“. Für 

den neu projektierten Skatepark ist eine Beleuchtung mit LED-Universalflutlichtstrahlern 

vorgesehen. Die Zumtobel Group soll gem. dem nachverhandelten Angebot vom 29.05.2024 

mit einer Angebotssumme von 10.887,- € netto mit der Lieferung der 8 LED-Universalflutlicht-

strahler sowie den 4 Masten beauftragt werden. Für die Beleuchtung gibt es gemäß Norm für 

Sportstättenbeleuchtung 3 Klassen. Die Unterschiede in den Kosten der Beleuchtungs-

ausstattung zwischen den Klassen sind relativ gering. Gemäß beiliegender Berechnung 

werden für die angebotene Ausstattung die Werte der Klasse 1 erreicht. Es gibt grundsätzlich 

keine Verpflichtung den Skatepark mit einer Beleuchtung auszustatten, jedoch kann dadurch 

die Nutzung der Skateanlage vor allem im Frühjahr und Herbst in den Abendstunden 

ermöglicht werden. Die notwendigen Grabarbeiten werden durch den beauftragten Total-

unternehmer Kosaplaner GmbH durchgeführt. Diese Leistungen wurden gem. nachverhan-

deltem Angebot vom 14.06.2024 mit einer Summe von 4.319,12 € netto angeboten. Die 

Verlegearbeiten sowie die Beistellung der Betonrohre für die Fundamente erfolgen durch die 

Elektroabteilung. Die Gesamtkosten für die Beleuchtung exkl. der Eigenleistungen betragen 

somit 15.206,12 €. Im Zuge der Budgetierung wurde noch von einer Lösung mit 2 Masten 

unter Weiterverwendung der bestehenden Straßenbeleuchtung ausgegangen. Somit wurden 

4.800 € netto vorgesehen. Die Mehrkosten gegenüber der budgetierten Summe liegen somit 

bei 10.406,12 € und werden im Nachtragsvoranschlag berücksichtigt.  

 

Antrag 

Ich darf den Antrag stellen, der Gemeinderat wolle beschließen. Die Zumtobel Group wird 

gemäß dem Angebot vom 29.5.2024 mit einer Angebotssumme von € 10.887,- netto mit der 

Lieferung der LED-Universalflutlichtstrahler sowie der Masten beauftragt. Die Kosaplaner 

GmbH wird mit Mehrkosten in Höhe von 4.319,12 € netto für die Grabarbeiten beauftragt. Ich 

bitte um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Dann kommen wir zur Abstimmung. Ich sehe hier Zustimmung der ÖVP, der SPÖ, der 

GRÜNEN. Enthaltung? Gegenstimme? Die FPÖ, danke. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 3 FPÖ 0 

 

Osmanovic, Kubat nehmen an der Sitzung wieder teil 20:55 Uhr 

 

 

 

16. Beauftragung – Wartungsverträge Brandmeldeanlage 

Volksschulen 
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Rosenberger: Vielen Dank, somit bin ich jetzt im Finale mit meinem dritten Antrag. Es geht 

jetzt um die Beauftragung der Wartungsverträge für die Brandmeldeanlagen für die 

Volksschulen. Also, auch wieder ein Schulthema zum Schluss.  

Im Zuge der Erweiterung der Volksschulen Stockerau wurden Brandmeldeanlagen im 

Schutzumfang Vollschutz errichtet. Für den Betrieb der Brandmeldeanlage sowie die 

Erstellung eines mängelfreien Inspektionsberichtes ist die Vorlage eines Instandhaltungs-

vertrages notwendig. Die Brandmeldeanlage wurde durch die Schrack Seconet AG als 

Subunternehmer des durch die Stadtgemeinde beauftragten Elektrounternehmens Schmied 

& Fellmann GmbH errichtet. Für die Instandhaltung der Brandmeldeanlage in der Volksschule 

Wondrak, jetzt spare ich Ihnen die technischen Details aus dem Amtsbericht, wurden 

insgesamt 296 Melder und in der Volksschule Wondrak wurden 214 Melder installiert. Durch 

das Bauamt wurden zunächst beim beauftragten Elektrounternehmen und in weiterer Folge 

auch direkt beim Errichter der Brandmeldeanlage Angebote für die Wartung und 

Instandhaltung eingeholt. Die nachverhandelten Angebote der Schrack Seconet AG waren 

um ca. 21,1% günstiger als die Beauftragung der Schmied & Fellmann GmbH. Die Leistungen 

würden in beiden Fällen durch die Schrack Seconet AG ausgeführt. Im Zuge der Verhandlung 

wurde die Leistung auch von einem Wartungsvertrag in einen Instandhaltungsvertrag wie bei 

den anderen Objekten im Eigentum der Stadtgemeinde Stockerau geändert. Somit fallen für 

die Instandhaltung der Brandmeldeanlagen der Schrack Seconet AG für die Volksschule 

Wondrak Kosten in Höhe von € 6.289,04 netto und für die Volksschule West € 4.670,69 netto 

an und die sollen beauftragt werden. Die Zahlungsweise ist quartalsweise im Voraus 

vorgesehen. Gemäß allgemeinen Bedingungen der Schrack Seconet AG ist ein Kündigungs-

verzicht des Auftraggebers für die Dauer von 5 Jahren vereinbart. Für die Beauftragung über 

5 Jahre wurde auch ein Sondernachlass von 5% berücksichtigt. Nach Ablauf dieser Frist kann 

der Vertrag von beiden Parteien unter Einhaltung einer Frist von 3 Monaten zum Ende eines 

Vertragsjahres gekündigt werden. Für das Jahr 2024 fallen für jeweils 2 Quartale noch Kosten 

in Höhe von 5.479,87 € netto an. Die Kosten für die Vertragsdauer von 5 Jahren betragen für 

beide Schulen 54.789,65 € netto. 

 

Antrag 

Ich stelle den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, die dem Amtsbericht beiliegenden 

Instandhaltungsverträge der Schrack Seconet AG vom 24.06.2024 für die Volksschule West 

mit einem jährlichen Vertragsentgelt von 4.670,69 € netto und die Volksschule Wondrak mit 

einem jährlichen Vertragsentgelt von 6.289,04 € netto werden unterfertigt. 

Die Gesamtauftragssumme für die 5-jährige Vertragsbindung beträgt 54.798,65 € netto. Ich 

bitte um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 
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17. Servitutsvertrag Gst. Nr. 156, EZ 3553 
 

Wurde von der Tagesordnung abgesetzt 

 

 

 

Völkl: Danke. Der Herr Stadtrat für Beteiligungen und Liegenschaften ist am Wort und nach 

seinem Antrag machen wir eine kurze Pause. 

 

18. Abänderung – Gesellschaftsvertrages NOE Gesellschaft für 

Klärschlammverwertung mbH 
 

Koll: Mir verdanken Sie die Pause. Ich bedanke mich bei der Bürgermeisterin dafür und 

begrüße alle ganz herzlich, auch von mir einen guten Abend. Den einzigen Amtsbericht, den 

ich heute vorzubringen habe, ist eine eher formelle Geschichte, die inhaltlich nicht weiter 

diskutiert werden muss, beginnt aber leider mit einem kleinen Schreibfehler. Ich bitte Sie 

auszubessern. Der Gemeinderatsbeschluss vom 13.12.2024 war in Wirklichkeit am 

13.12.2023. Ansonsten ist der Amtsbericht meines Erachtens perfekt. Wir haben damals 

beschlossen, dass wir uns an der NOE Gesellschaft für Klärschlammverwertung beteiligen 

wollen. Da sind etliche NÖ Städte und Gemeinden dabei. Der Zweck dieser Geschichte ist, 

das 2030 notwendige Gebot mit unserem Klärschlamm entsprechend umweltschonend 

umzugehen. Wir haben damals beschlossen, dass wir dabei sein wollen, weil sich für die Stadt 

Stockerau wohl nicht auszahlt, eine eigene Klärschlammverwertung dieser Art zu installieren. 

Nun ist Mödling aus diesem Vertrag ausgestiegen und aus gesellschaftsrechtlichen Gründen 

muss der Vertrag entsprechend geändert werden. Es sind lauter formelle Änderungen, die 

damit zu tun haben, dass die Stadt Mödling ausgestiegen ist. Ich möchte Ihnen ersparen die 

Paragraphen, die sich dadurch ändern, aber es hat inhaltlich zu keiner Änderung geführt mit 

zwei Sachen und ein paar Rechtschreibfehler sind ausgebessert worden. Die zwei Sachen, 

die sich inhaltlich ändern, ist im § 8.2.13, dass das Wort Anstellungsverträge durch das Wort 

Verträge ersetzt wurde und in § 17.1, dass die Erhöhung des Höchstbetrags für die 

Gründungskosten von € 5.000 auf € 10.000 erhöht wurde. Das hat unternehmens- und 

steuerrechtliche Gründe, das ist aber für uns auch nicht relevant, weil unser Anteil wird weiter 

44 Stimmen betragen. Und der Betrag, den wir damals beschlossen haben, also unser Anteil 

am Stammkapital, wird weiterhin € 4.400 betragen.  

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, der Gemeinderat beschließt 

im Rahmen der Sitzung vollständig erläuterten geringfügigen Änderungen des 

Gesellschaftsvertrags der NOE Klärschlammverwertungs GmbH wie folgt. Der bereits mit 

Beschluss des Gemeinderats von 13.12.2023 beschlossene Gesellschaftsvertrag zur 

Errichtung der NOE Gesellschaft für Klärschlammverwertung mbH möge gemäß der in den 

Sitzungsunterlagen enthaltenen abgeänderten Urkunde zustimmend zur Kenntnis genommen 

werden. Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Ich ersuche eine Abstimmung und ein Zeichen der Zustimmung. Ich sehe hier 

Zustimmung, Einstimmigkeit. Dankeschön. 
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Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Völkl: Die Sitzung wird unterbrochen 21:02 Uhr 

 

 

 

Völkl: Die Sitzung wird wieder aufgenommen 21:16 Uhr und der Vizebürgermeister und 

Stadtrat für Kultur und Veranstaltungswesen ist am Wort. 

 

19. Sanierung und Adaptierung Bindhaus 
 

Scheele: Danke, Frau Bürgermeisterin. Zum zweiten Mal einen schönen guten Abend 

meinerseits. Ich darf Ihnen vier Amtsberichte zur Kenntnis und zur Beschlussfassung 

vorlesen. Der erste ist Antrag gemäß § 46 Abs. 1 NÖ Gemeindeordnung. 

„Stockerau denkt an morgen“. Sanierung Bindhaus und Adaptierung für eine zukünftige 

Nutzung zu wissenschaftlichen Zwecken durch die Universität für Bodenkultur Wien. 

Seit einiger Zeit gibt es zwischen der AU-Gruppe Stockerau und der BOKU regelmäßige 

Kontakte, welche unter anderem das Interesse der BOKU an einem universitären Forschungs-

standort in der Stockerauer Au weckten. Das sogenannte Bindhaus, in der Au 7 ist ein ideal 

gelegenes Bestandshaus direkt neben der Forststraße. Es beinhaltet neben einem verglasten 

Windfang, ein hochwassersicheres Hochparterre, einen ausbaubaren Spitzboden und einen 

großzügigen Gartenbereich mit großem Schuppen. In einem zweiten Schritt kann bei Bedarf 

auch die Möglichkeit in Betracht gezogen werden, das Projekt „Sind“-Haus, um die beiden 

Falkensam Gebäude zu erweitern. Das Bindhaus könnte, ähnlich wie die vorbildlich sanierte 

Waldschule, durch den städtischen Bauhof kostengünstig saniert werden. Es würden somit 

nur Mittel für die fehlende Infrastruktur (€45.000 geschätzt) schlagend werden. Die 

Kostenschätzung wurde von einem erfahrenen Architekten, welcher mit den Räumlichkeiten 

bestens vertraut ist, durchgeführt. 

Im Wesentlichen betrifft das die Sanierung der Nasszelle und WC, Teeküche, Erneuerung der 

E-Installationen inkl. Infrarotpaneele, Schwedenofen, Übergehen der Fenster und Türen, 

Dämmung der Geschossdecke, Besprechungstische, Schreibtische, Stühle, Kästen und 

Schränke. Ein saniertes, adaptiertes Bindhaus wäre eine ideale Außenstelle für temporäre 

Feldforschung verschiedenster universitärer Institutionen und Fachrichtungen. Perfekt für 

tage- bzw. wochenweise Nutzung von Klimaforschung, Pflanzenmonitoring, wissenschaft-

lichen Exkursionen bis zur Wildtierforschung. Der komplexe Bereich der Stadtentwicklung ist 

eine der großen zukünftigen Herausforderungen. Zu diesem komplexen Thema gehört auch 

der Bereich der Standortentwicklung. Die Adaptierung und weitere Nutzung des Bindhaus 

wäre ein großer Schritt, Forschung und Wissenschaft nach Stockerau zu bringen und es 

könnte hier eine Vorreiterrolle eingenommen werden. 

Nominierung einer Verhandlungsgruppe bestehend aus Vertreter:innen der Stadtgemeinde 

und der AU-Gruppe. Aufnahme von Gesprächen mit der BOKU um die Möglichkeiten im 

Rahmen der Möglichkeiten (ev. Förderung durch LEADER) auszuloten. 
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Antrag 

Ich stelle den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, mit einem Grundsatzbeschluss 

- Einsetzen einer Verhandlungsgruppe bestehend aus Vertreterinnen der 

Stadtgemeinde Stockerau und der Au-Gruppe 

- Aufnahme von Sondierungsgesprächen mit der BOKU-Wien 

- Sanierung und Adaptierung des Windhauses zur zukünftigen Nutzung für 

wissenschaftliche Zwecke durch die BOKU. Ich ersuche um Ihre Zustimmung 

 

Völkl: Gibt es Wortmeldungen, Herr Vizebürgermeister und der Herr Finanzstadtrat. 

 

Falb: Ja, das Projekt ist ein gutes, das kann man nur begrüßen. Ich würde aber trotzdem 

ersuchen, den Antrag etwas zu präzisieren und zwar folgendermaßen in einem kleinen  

 

Abänderungsantrag 

„Einsetzung einer Verhandlungsgruppe bestehend aus Vertreterinnen bzw. Vertretern der 

Stadtgemeinde Stockerau und der Au-Gruppe. Im Rahmen dieser Verhandlungsgruppe sind 

die wirtschaftlichen, rechtlichen und ökologischen Aspekte dieses Projektes, die Finanzierung 

und die Frage der Einbeziehung des Falkensam-Areals zu klären.“  

Der zweite Punkt, wie da steht, Aufnahme von Sondierungsgesprächen mit der BOKU-Wien 

und das dritte, weil das dritte nur aus den ersten zwei er folgen kann, „Sollten diese 

vorbereiteten Abklärungen positiv verlaufen, wenn der Gemeinderat zwecks Fassung der 

weiteren Beschlüsse befasst.“ Ich ersuche den Antrag in dieser Form zur Abstimmung zu 

bringen. Danke. 

 

Völkl: Gibt es zum Abänderungsantrag Wortmeldungen? Herr Stadtrat, bitte. 

 

Pfeiler: Ich glaube auch, dass es ein sehr positives Projekt ist, das Bindhaus herzurichten. Die 

BOKU betreibt ja in dem verschiedensten Nahbereich von Wien unterschiedliche Exposituren, 

da gibt es zum Beispiel die Knödelhütte in Wien, wo sozusagen im Wiener Wald geforscht 

wird. Die fahren oft hinaus Richtung Leithagebirge oder wirklich in den voralpinen Bereich 

hinein. Und mit dem Bindhaus könnte eine Expositur im Bereich des Auwaldes abdeckt 

werden. Aus meinem persönlichen Lebensumfeld weiß ich, dass die Studentinnen und 

Studenten oft in an einander folgenden Doktor- und Diplomarbeiten arbeiten, in einem 

gemeinsamen Gebiet, sodass wirklich langfristige Prozesse beobachtet werden können. 

Gerade wenn dann mit Geräten mehrere Tage im Feld gearbeitet werden muss, ist es irrsinnig 

wertvoll, auch einen guten Stützpunkt zu haben. Auf diese Art und Weise die Wissenschaft 

nach Stockerau zu bringen, ist auf alle Fälle zu begrüßen. Insofern danke an die Au-Gruppe 

für die Ausarbeitung dieses Projektes. Ziel von dem Sondierungsgespräch sollte sein, dass 

die BOKU eine gewisse Zusage macht, das auch in dieser Form nutzen zu wollen. Ganz 

allgemein kann man sagen, beim Bindhaus wäre es ohnehin jetzt langsam notwendig, dass 

man sozusagen eine Art Basis-Instandsetzung vornimmt, weil wenn es jetzt ungenutzt bleibt, 

ist die Gefahr, dass es weiter, sehr groß. Wenn wir dann auch schon eine konkrete Nutzung 

damit verbinden, noch dazu eine wissenschaftliche Nutzung, dann ist es einfach nur zu 

begrüßen. Insofern ist der Antrag auf alle Fälle von unserer Seite zu unterstützen. Danke. 

 

Dummer: Ich möchte nur daran erinnern, dass der Grund für die Ausmittlung und 

Rückübertragung der Gemeinde die Überlegungen waren, dass man diese Gebäude für 

pädagogische Zwecke für unsere Kinder nutzt, für die Bürgerinnen und Bürger der Stadt 
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Stockerau irgendwie zugänglich macht. Eine Frage von meiner Seite. Es gibt ja bereits eine 

bestehende Forschungsstation in der Au. Hat man schon geprüft, wie weit die für diese 

Zwecke nutzbar ist? Da wären keine Investitionen notwendig und die könnte man nahtlos 

verwenden, eine entsprechende Mehrfachnutzung. Die ist auch über die Hagenstraße, also 

über die Zufahrt zum Kraftwerk gut erreichbar. Das würde jetzt, was die Verkehrstechnik 

angeht, die Au selbst nicht belasten in dem Umfang. Wie gesagt, das ist eine bestehende 

Einrichtung. Das sollte man auch entsprechend nutzen. Da jetzt etwas zusätzlich Neues zu 

schaffen, gerade in der budgetären Situation, sehe ich eher skeptisch. Muss man sich das im 

Detail anschauen, aber ich würde jedenfalls anregen, dass man vorher prüft, wie es mit der 

bestehenden Forschungsstation ausschaut. 

 

Völkl: Ich ersuche um Zustimmung zum Abänderungsantrag. Einstimmigkeit, danke. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

20. Musikschultarif – Anpassung 
 

Scheele: Mein nächster Amtsbericht betrifft den Musikschultarif Zur Präzisierung des 

geltenden Musikschultarifs soll eine Anpassung im Wortlaut des folgenden Satzes 

vorgenommen werden. Anstatt „Erlernt ein Schüler/eine Schülerin mehr als ein Instrument an 

der Musikschule Stockerau, so soll der Instandhaltungsbeitrag pro Schuljahr nur einmal zu 

entrichten sein“. Und jetzt die neue Formulierung „Erlernt ein Schüler/eine Schülerin mehr als 

ein Fach an der Musikschule Stockerau, so soll der Instandhaltungsbeitrag pro Standort pro 

Schuljahr nur einmal zu entrichten sein“. Das Anliegen wurde im Kulturausschuss behandelt 

und einstimmig zur Beschlussfassung empfohlen.  

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, die Die Änderung des 

genannten Satzes im geltenden Musikschultarif auf „Erlernt ein/e Schüler:in mehr als ein Fach 

an der Musikschule Stockerau, so soll der Instandhaltungsbeitrag pro Standort pro Schuljahr 

nur einmal zu entrichten sein.“ Ich ersuche Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Ich bitte um Zustimmung. Siehe hier Einstimmigkeit. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 
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21. Basisförderung Vereine 
 

Scheele: Mein nächster Amtsbericht betrifft die Basisförderung von Vereinen, ausgenommen 

Sportvereine. Im Sinne der Richtlinien über die Vergabe von Förderungen an Kulturvereine, 

sonstige Vereine und Organisationen mit Ausnahme von Sportvereinen, ist von einem Verein 

nachträglich, also nach der Frist, ein Antrag um Basisförderung gemäß Punkt 3a der 

Richtlinien eingelangt. Es betrifft den Österreichischen Kameradschaftsbund Stockerau. Das 

Ansuchen wurde im Gemeinderatsausschuss für Kultur und Veranstaltungsweise behandelt 

und einstimmig zur Beschlussfassung empfohlen. Nachdem das ein Verein mit 

Menschenbezug ist, reden wir von einem Betrag von € 400.  

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, die Genehmigung der 

Basisförderung 2024 im Sinne der Richtlinien über die Vergabe von Förderungen an 

Kulturvereine, sonstige Vereine und Organisationen mit Ausnahme von Sportvereinen für den 

Österreichischen Kameradschaftsbund Stockerau in Höhe von € 400 Euro zu beschließen. 

Ich ersuche um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Ich ersuche um Abstimmung und Zustimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit und 

bedanke mich. Wer enthält sich? Entschuldigung, also einstimmig bis auf eine Enthaltung von 

der Frau Gemeinderätin Fless-Klinger. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 1 Fless-Klinger 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ GO – 

Kartenpreisanpassung Festspiele 2025 
 

Scheele: Mein letzter Amtsbericht des heutigen Abends betrifft den zu Beginn der Sitzung 

bereits verlesenen Dringlichkeitsantrag „Kartenpreisanpassung Festspiele 2025“. Zu Beginn 

der Sitzung bin ich die Preise schuldig geblieben. Die Anpassung soll, also es geht um die 

Kategorien. Kategorie 1 war bis jetzt € 55 und soll mit 2025 auf € 60 erhöht werden. Kategorie 

2 von € 50 auf € 55. Kategorie 3 von € 42 auf € 47. Kategorie 4 von € 35 auf € 40. Kategorie 

5 von € 23 auf € 28 erhöht werden. Die bisher geltenden Ermäßigungen und die 

Vergünstigungen für Behinderte und deren Begleitpersonen bleiben davon unberührt. Damit 

liegen die Kartenpreise im Mittelfeld der Spielorte des Theaterfestes NÖ.  

 

Antrag 

Der Gemeinderat wird ersucht, ob genannte Änderungen zu beschließen und ich darf den 

entsprechenden Antrag stellen und um Zustimmung ersuchen. 
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Völkl: Eine Wortmeldung, bitte. 

 

Fless-Klinger: In dem Antrag steht, dass die letzte Preisanpassung 2018 erfolgte. Ich kann 

mich noch an die Gemeinderatssitzung erinnern vom Herbst, am 18. September 2023, wo im 

Amtsbericht gestanden hat, dass die Zuordnung der Platzkategorien verändert wurde. Wenn 

man sich das genau anschaut, das habe ich heute gemacht, kann man sagen, bei einem 

vollbelegten Haus mit dieser Umordnung der Preiskategorien ist eine insgesamt 30-prozentige 

Erhöhung der Preise erfolgt. Also es ist nicht so, dass 2018 die Preise das letzte Mal erhöht 

wurden. Ich habe aber noch zusätzlich zu dem Antrag die Frage, ob die Ermäßigungen, die 

es heuer gibt, dann beibehalten bleiben. 

 

Scheele: Ich glaube, ich habe das vorgelesen. Die bisher geltenden Ermäßigungen, ebenso 

die Vergünstigungen für Behinderte und deren Betrieb bleiben davon abgerührt. Ich habe das 

vorgelesen. 

 

Fless-Klinger: Okay, gut, Dankeschön. Das hatte ich akustisch nicht verstanden. Gut, und 

zuletzt möchte ich mich noch bedanken, dass jetzt auf der Website tatsächlich auch steht, für 

wen die Ermäßigungen zutreffen. Im Vorjahr ist sich das irgendwie nicht mehr ausgegangen 

und das kann man heute sehr schön sehen. Vielen Dank. 

 

Völkl: Dankeschön, dann kommen wir zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der 

Zustimmung. Ich sehe Zustimmung der FPÖ, der ÖVP, der SPÖ, vom Herrn Stadtrat Peiler. 

Enthaltungen? Herr Gemeinderat Muth, Herr Gemeinderat Klinger und Frau Gemeinderätin 

Fless-Klinger und der Herr Gemeinderat Kubat. Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 1 Pfeiler GRÜNE 0 GRÜNE 4  

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

Völkl: Danke. Wir kommen nun zu den Anträgen des Herrn Stadtrates für Verkehr, 

Infrastruktur und Straßen. 

 

22. Abbruch und Neuerrichtung – Brücke Stadtpark 
 

Hödl: Ja, Dankeschön, herzlichen guten Abend auch von meiner Seite. Der erste Punkt, den 

es zu beschließen gilt, betrifft ein Verkehrsbedürfnis, das ein wichtiges ist, aber Gott sei Dank 

nicht so ein dringendes. Und zwar geht es um die Erneuerung der Stadtparkbrücke. Wir haben 

heuer die Planungsleistungen schon beschlossen gehabt. Jetzt geht es um den Beschluss für 

die Vergabe. Und weil ich vorher mit dem Baudirektor Altinger noch gesprochen habe, die 

Umsetzung wird zumindest gemäß der Ausschreibung heuer noch erfolgen, allenfalls bis in 

den späten Herbst hinein. Ich darf vielleicht damit gleich zum Antrag gehen, der gestellt wird.  
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Antrag 

Der Gemeinderat wolle beschließen, der Abbruch und die Erneuerung des Holztragwerkes 

der Brücke Stadtpark wird an die Graf-Holztechnik GmbH mit einer Gesamtauftragssumme 

von brutto € 79.540,52 und die Adaption der Gehwege wird an die Strabag AG mit einer 

Gesamtauftragssumme von brutto € 7.958,25 genehmigt und vergeben. 

Dies mit dem Hinweis, dass es mit geringeren Kosten budgetiert wird, die Mehrkosten aber 

innerhalb des Gesamtbudgets für den Straßenbau bedeckt werden können. 

 

Völkl: Ich bitte um Zustimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit und bedanke mich. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

23. Überarbeitung Sonderkatastrophenschutzplan 
 

Hödl: Herzlichen Dank. Nächster Punkt „Überarbeitung Sonderkatastrophenschutzplan“. Wir 

haben seit 2016 einen vom Büro RIOCOM, Ingenieurbüro und Wasserwirtschaft, erstellten 

Sonderkatastrophenschutzplan. Der Feuerwehrkommandant Kargl, der Wirtschaftshofleiter 

Philipp Lampl und ich sind ein paar Mal zusammengesessen und haben begonnen, diesen 

Sonderkatastrophenschutzplan zu überarbeiten. Es haben sich dann einige Fragen ergeben, 

die sich ohne den ursprünglichen Berichtsersteller nicht erklären lassen, weshalb wir gerne 

zur Aktualisierung und Finalisierung des Sonderkatastrophenschutzplans das Büro RIOCOM, 

Ingenieurbüro und Wasserwirtschaft, beiziehen möchten. Es ist ja nicht die Frage, ob wieder 

ein Hochwasser kommt, sondern nur wann es kommt und da sollen wir bestmöglich 

vorbereitet sein.  

 

Antrag 

Ich darf den Antrag stellen, der Gemeinderat wolle beschließen, dass das Büro RIOCOM, 

Ingenieurbüro und Wasserwirtschaft, wird gemäß dem Angebot vom 04.06.2024 mit einer 

Angebotssumme (inkl. Optional-Pos) von € 17.645,80 netto mit der Überarbeitung des 

Sonderkatastrophenschutzplanes beauftragt, wobei wir hoffen und davon ausgehen, dass 

zwei Drittel der Kosten öffentlich gefördert werden und sich dementsprechend der Aufwand 

für die Gemeinde dann verringert. 

 

Scheele: Nur eine Verständnisfrage für mich. Was ist ein Sonderkatastrophenschutzplan? 

 

Hödl: Der Plan betrifft Hochwässer, Göllersbach, Senningbach, Donau. 

 

Scheele: Was ist dann ein Katastrophenschutzplan? 
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Hödl: Das ist Donauhochwasser und unabhängig davon sind wir bei Zivilschutzplänen, die wir 

auch erarbeiten. Aber das ist jetzt wirklich einmal das und jetzt war es ein „HQ5“, das war jetzt 

noch wirklich nicht das Ereignis, wo wir den Plan brauchen, aber es wird kommen. Danke. 

 

Völkl: Dann kommen wir zur Abstimmung, bitte. Zustimmung. Einstimmig, danke. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

24. Beauftragung – Vollwartung Gebläsestation 
 

Hödl: Danke. Dann noch zwei Anträge betreffend die Kläranlage. Das ist in meinem Ressort 

so ähnlich wie beim Max Rosenberger mit der Volksschule. Wir investieren da sehr viel Geld, 

nicht in die Zukunft unserer Kinder, sondern in unser tägliches Geschäft. Wir haben 

Investitionen getätigt und wollen jetzt Wartungsverträge abschließen. Im ersten Fall ein 

Wartungsvertrag für die Gebläsestation.  

 

Antrag 

Ich darf den Antrag stellen, der Gemeinderat wolle beschließen, die Beauftragung der GWT 

Gesellschaft für Wasser- und Wärmetechnik GmbH mit einem Vollwartungsvertrag für die drei 

Gebläse mit einer Laufzeit von 5 Jahren zu einem Preis von € 10.000 netto mit der Option der 

Verlängerung um weitere 5 Jahre. 

 

Völkl: Ich bitte um Zustimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

25. Wartungsvertrag Blockheizkraftwerk 
 

Hödl: Dankeschön. Der zweite betrifft das Blockheizkraftwerk, wo ausgehend von geschätzten 

6.000 Betriebsstunden das Angebot erstellt worden ist und beauftragt werden soll.  

  



-41- 
Gemeinderat 26.06.2024 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, die Beauftragung der IET-

Energy GmbH mit einem Vollwartungsvertrag für das BHKW zu € 176.800 netto. 

 

Völkl: Ich ersuche um Zustimmung. Einstimmig. Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 1 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

Völkl: Ich würde den Dringlichkeitsantrag von Herbert Pohl am Ende der öffentlichen Sitzung 

machen oder willst du ihn jetzt machen?  

 

Pohl: Wie es üblich ist. 

 

Völkl: Ich hätte ihn am Ende der öffentlichen Sitzung angesiedelt, wenn das okay ist. 

 

Pohl: Wie die anderen Anträge auch. 

 

Völkl: Gut, Dankeschön. Der Herr Stadtrat für Verwaltung und Digitalisierung, der Herr 

Vizepräsident ist am Wort. 

 

27. Vorratsbeschluss – Grundsatzbeschluss – Rechtsmittel A22 
 

Falb: Ich danke. Diesmal habe ich zwei Anträge in diesem Teil Sitzung, der erste in Bezug auf 

die Situation „A 22 – Weitere Verfahren“. Ich ersuche darum, dass wir einen Kostenrahmen 

von € 10.000 beschließen, den wir im Voranschlag für 2024 betätigen können, für die weitere 

verwaltete Vertretung.  

 

Antrag 

Ich stelle den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, es wird der Grundsatzbeschluss 

gefasst, bei entsprechender vorhergehender juristischer Empfehlung ein Rechtsmittel gegen 

das obgenannte Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes zu ergreifen, für dessen 

Beauftragung vorsorglich ein Kostenrahmen von € 10.000,- beschlossen wird, der im 

Voranschlag 2024 bedeckt ist. Ich ersuche eine Zustimmung. 

 

Völkl: Ich ersuche eine Zustimmung und sehe Einstimmigkeit. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 
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GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

28. Klimaneutralität – Projekt Klimapionierstadt Stockerau 
 

Falb: Danke. Meine zweite Vorlage betrifft den Klimaneutralitätsfahrplan Stockerau. Im 

Hinblick auf die Beschlüsse der EU und der Republik Österreich zur Klimaneutralität müssen 

Maßnahmen ergriffen werden um das Ziel der Klimaneutralität bis 2040 erreichen zu können. 

Dabei handelt es sich um mittel- bis langfristige Maßnahmen, deren Effizienz und Kosten 

ermittelt werden müssen. Nur dann kann eine Prioritätenliste der Maßnahmen entwickelt 

werden. Die vorhandenen Mittel müssen für die effektivsten Maßnahmen eingesetzt werden.  

Dafür bedarf es eines Plans, der nur von Spezialisten erstellt werden kann, die die 

Zusammenhänge von einzelnen Maßnahmen in Simulationen darstellen und berücksichtigen 

können. Die Österreichische Forschungsförderungsgesellschaft (FFG) hat deshalb ein 

Forschungsprojekt für Pionierstädte ab 10.000 Einwohner ausgeschrieben. Das Projekt hat 

die Bezeichnung „Mission Klimaneutrale Stadt – Technologien und Investitionen für die 

klimaneutrale Stadt 2024“ und können sich österreichische Städte bis 11.07.2024 für die F&E-

Dienstleistung 3 bewerben. Die Förderquote beträgt 100% bei einem maximalen 

Fördervolumen von € 100.000,-. Die ConPlusUltra GmbH betreut bereits andere Städte in 

diesem Bereich und hat sich bereit erklärt die Bewerbung für das FFG Projekt für Stockerau 

durchzuführen. Die Ausarbeitung der Bewerbung wird netto € 7.000,- betragen. Falls 

Stockerau akzeptiert wird, was laut dem Geschäftsführer der ConPlusUltra GmbH sehr 

wahrscheinlich ist, können diese Kosten in die Projektkosten eingerechnet werden und trifft 

die Stadt Stockerau keine Zahlungsverpflichtung. Nur für den Fall, dass unsere Bewerbung 

nicht akzeptiert wird, kann die ConPlusUltra GmbH eine Faktura für die Erstellung der 

Bewerbungsunterlagen im Jahr 2025 erstellen und zustellen. Obiger Betrag ist allenfalls im 

Budget 2025 zu berücksichtigen. 

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, die ConPlusUltra GmbH, 3100 St. Pölten wird beauftragt die 

Bewerbung der Stadt Stockerau für die FFG-Dienstleistung 3, Mission „Klimaneutrale Stadt – 

Technologien und Investitionen für die klimaneutrale Stadt 2024“ bei der FFG bis 11.07.2024 

einzubringen. Nur für den Fall, dass die Bewerbung nicht erfolgreich ist, wird ConPlusUltra 

GmbH frühestens im Jänner 25 dafür netto € 7.000,- verrechnen. Ich suche um Zustimmung. 

 

Völkl: Es gibt Wortmeldungen, der Herr Gemeinderat Mayer, der Herr Stadtrat Pfeiler und der 

Herr Stadtrat Osmanovic melden sich auf zu Wort. 

 

Mayer: Ja, danke. Ich nehme an, das ist der gleiche Antrag, den wir bei uns im Ausschuss 

gehabt haben. Da war die Zustimmung nicht die Mehrheit, sondern da war die Ablehnung. Da 

wir gesagt haben im Ausschuss, man braucht nicht immer als erstes in einem Projekt 

mitarbeiten oder Geld investieren, man sollte sich erst ansehen, was dieser Verein für die 

anderen Städte bringt und ob eine Leistung dementsprechend für Stockerau vorstellbar ist. 

Außerdem haben wir ein Projekt laufen und zwar das Örtliche Entwicklungskonzept. Ich würde 

sagen, wir sind da auf einem sehr guten Weg, was ich so einschätzen kann, und würde das 

hintenanstellen. Danke. 
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Völkl: Dankeschön. Herr Stadtrat Pfeiler und Herr Stadtrat Osmanovic.  

 

Pfeiler: Wie auch immer man im Ausschuss abgestimmt hat, für oder gegen das Projekt, eines 

ist ja ganz klar, wir liegen deutlich über den 1,5 Grad Zielen. Die sind einfach schon 

überschritten. Es ist die Frage, ob man das 2 Grad Ziel noch halten kann. Das sind die Fakten. 

Man sieht, dass die Unwetterstürme, Überschwemmungen, Sturzfluten häufiger werden. Ich 

glaube, es ist extrem wichtig, dass man als Gemeinde seinen Klimaneutralitätsfahrplan erstellt 

und dass man vorne mit dabei ist. Davon bin ich total überzeugt. Wir haben eigentlich auch 

gar keine Zeit zu verlieren. Es kommt die Energieeffizienzrichtlinie verbindend in nationales 

Recht demnächst, aus dem entsteht für alle Gemeinden Handlungsbedarf. Es gibt den im 

Amtsbericht angeführten Klimaneutralitätsfahrplan bis 2040. Man kann jetzt vorne dabei sein 

und dann Ressourcen nützen, Förderungen nützen, um diese vorgegebenen Ziele auf diese 

hinzuarbeiten oder man sagt, naja, warten wir mal ab und zum Schluss hat man es dann 

wieder eilig oder ist nicht mit dabei. Also ich glaube, es ist extrem wichtig, dass wir da mit tun 

und falls wir nicht genommen werden, wäre ich schwer dafür, dass wir uns trotzdem 

überlegen, extern begleiten zu lassen, wie wir diesen Klimaneutralitätsfahrplan 2040 für 

Stockerau herunterbrechen können. Ja, du hast das erwähnt, wir bearbeiten gerade das 

Örtliche Entwicklungskonzept. Da ist auch Energieraumplanung enthalten, das ist richtig, aber 

ich glaube, dass aus dem Forschungsprojekt ganz, ganz viele Inputs kommen können, die wir 

dann in die Energieraumplanung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes einarbeiten können. 

Manches haben wir ja dort schon diskutiert, welche Energiequellen wir noch nutzen könnten, 

aber hier erwartet man von dem Forschungsprojekt ganz, ganz viele zusätzliche Inputs und 

vor allem, wie das in einer zeitlichen Abfolge in einer Stadt wie Stockerau konkret aussehen 

kann. Also, von unserer Seite auf alle Fälle klarerweise und wird jetzt niemanden überraschen, 

eine Zustimmung hier bei diesem Forschungsprojekt mit dabei sein zu wollen. Danke. 

 

Osmanovic: Dankeschön. Wir hatten das im Ausschuss, ich war dabei, Felix. Du weißt, warum 

ich mich enthalten habe, weil für mich manche Dinge noch nicht ganz klar waren. Du hast 

dankenswerterweise im Stadtrat dann das noch einmal zum Thema gemacht, hast uns das 

dort auch erläutert. Soweit sind die Punkte besprochen und klar und meiner Meinung nach 

kann man das jedenfalls unterstützen, weil hier die Perspektive der Zukunft abgedeckt ist und 

das sicher ein Projekt ist, das unserer Stadt und Stadtentwicklung helfen kann und deswegen 

wäre ich stark dafür, dass wir das unterstützen und auch uns daran beteiligen. 

Völkl: Dankeschön. 

 

Koll: Weil ich angesprochen worden bin auf diese Abstimmung im Ausschuss. Ich habe das 

ursprünglich initiiert, diese Geschichte, weil unser Energiegemeinderat Gaida hat mir das 

Projekt präsentiert. Ich hatte dann eine Videokonferenz mit der Firma, die das für uns 

einreichen wird und habe das in meinem Ausschuss gehabt, weil in dieser ersten Phase, das 

sind mehrere Forschungsprojekte, die da aufeinander folgen und das jetzige Projekt betrifft 

nicht zuletzt oder in großem Ausmaß gemeindeeigene Liegenschaften, die bei dieser 

Gelegenheit analysiert werden sollen. Ich habe in den Amtsbericht auch reingeschrieben und 

das unterscheidet sich ein bisschen von dem, was wir im ÖEK machen, dass da wirklich ganz 

konkret auf diese Ziele hin, so wie das Pfeiler jetzt zutreffenderweise gesagt hat, Simulationen 

und Überlegungen angestellt werden, die hinausgehen über diesen langfristigen ÖEK Plan 

den wir da haben und das sicher zur Ergänzung beitragen wird. Der meinem Ausschuss 

befindliche Thomas Muth, den ich sehr schätze, der hat ursprünglich gesagt, das ist eine gute 
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Idee. Dann haben wir ein bisschen darüber geredet und mir ist dann klar geworden, dass es 

tatsächlich nicht ganz klar ist, worum es da geht und das hat auch dann dazu geführt, dass er 

sich enthalten hat. Dasselbe gilt für Mayer. Quer durch die Parteien, auch in der ÖVP gab es 

Zustimmung und gab es Enthaltung. Das heißt, in Wirklichkeit bin ich ja normalerweise hier 

dafür, dass wir gemeinsam irgendwelche Dinge beschließen und in dem Fall waren es keine 

ideologischen oder Weltuntergangsszenarien, die da diskutiert wurden, sondern in 

Wirklichkeit war Unklarheit der Grund für die Enthaltung und das ist auch die einzige 

Enthaltung, die ich normalerweise akzeptiere, weil sonst, finde ich, sind wir dafür da, wenn wir 

Ja oder Nein sagen und ich mache das auch üblicherweise so. Ich habe mich noch nie 

enthalten, seitdem ich in diesem Gemeinderat bin. Gemeinderat Mayer, auch dich schätze ich 

sehr. Ich glaube, ich habe das auch so abgeleitet, dass du nicht alle Fakten hattest und 

deshalb nicht dafür warst. Im Stadtrat haben wir das dann entsprechend diskutiert, wie 

Osmanovic gerade gesagt hat, mit dem Effekt, dass man dort gesagt hat, eigentlich 

einstimmig, wenn ich mich erinnere richtig, dass wir das noch einmal in der großen Runde 

diskutieren sollen und daher kommt es jetzt dazu, dass wir hier entgegen der Empfehlung des 

Ausschusses, was ich sonst nicht mache, nachdem die Frist der 11. Juli ist und wir die letzte 

Möglichkeit haben, dort den Auftrag zu erteilen, weil ganz so einfach ist es auch nicht, so 

einen fachkundigen Antrag dort zu stellen, um dann genommen zu werden. Ich habe auch 

dem Geschäftsführer der Firma versprochen, dass ich ihm nach der Abstimmung das gleich 

sagen will, weil sie müssen sich morgen dran setzen, hat er gesagt, dass das was wird und 

dass das qualitativ in Ordnung ist. Das werde ich dann auch tun und darum bitte ich da um 

Zustimmung. Danke. 

 

Völkl: Dankeschön, Herr Gemeinderat Muth, nein, der Herr Stadtrat Rosenberger. Max, du 

warst zuerst. 

 

Rosenberger: Danke, Felix, für die Erklärung und danke auch, dass du den Antrag über den 

Stadtrat auch in den Gemeinderat gebracht hast. Ich finde es unheimlich wichtig und 

notwendig, dass man solche Chancen nutzt. Es beschäftigen sich im Zuge von solchen 

Projekten klarerweise Spezialisten, Know-how-Träger damit und der Output wird ein ganz 

wesentlich effizienterer sein als das, was wir im Zuge des ÖEK auch besprechen. Die 

Granularität ist in dem Fall überhaupt nicht vergleichbar und der Output wird es ganz bestimmt 

auch nicht sein. Dass wir was machen müssen, wissen wir und wenn wir da Hilfe von 

Spezialisten bekommen, umso besser und dass es mit bis zu 100 % dann gefördert wird. Ja, 

das ist eigentlich dann der Streusel auf den Kuchen obendrauf. Dankeschön. 

 

Muth: Schönen guten Abend auch von meiner Seite. Ich möchte nur klarstellen, ich habe im 

Ausschuss nicht dagegen gestimmt, sondern sehr wohl dafür und ich habe auch eingebracht, 

dass in deutschen Gemeinden, die offensichtlich schon weiter sind, eine genaue Energie-

planung für jedes einzelne Haus erarbeitet und mit den Eigentümern besprochen wird. Danke. 

 

Völkl: Dankeschön. Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der 

Zustimmung. Ich sehe Zustimmung von der Fraktion der ÖVP, der SPÖ, der GRÜNEN. 

Gegenstimmen? Die Fraktion der FPÖ. Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 
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SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 3 FPÖ 0 

 

 

 

Völkl: Danke. Wir kommen nun zum Antrag des Herrn Stadtrates für Wirtschaft und 

Tourismus. Christian Moser ist am Wort. 

 

29. Wirtschaftsförderung – Lehrlinge im 1. und 2. Lehrjahr 
 

Moser: Danke, Frau Bürgermeister. Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 

Kollegen. Die Stadtgemeinde Stockerau fördert seit vielen Jahren die Unternehmen, die 

Lehrlinge ausbilden. Wir wollen damit dem Unternehmen Danke sagen, Wertschätzung 

ausdrücken für die geleistete Ausbildungsarbeit. Die Lehrlingsförderung wurde mehrmals 

erweitert, zuletzt erst im Vorjahr, dass ab dem Jahr 2024 auch das dritte und das allfällig vierte 

Lehrjahr gefördert werden. Heute geht es um die Förderungen für das Jahr 2023, konkret für 

das erste und zweite Lehrjahr. Hier haben 16 Unternehmen eingereicht, laut der vorliegenden 

Liste, laut dem Amtsbericht, die 46 Lehrlinge ausgebildet haben. Der zur Ausschüttung 

gelangende Förderbeitrag beträgt in Summe € 12.428.92.  

 

Antrag 

Dementsprechend lautet der Antrag, es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle 

beschließen, dass den im Amtsbericht angeführten Firmen aufgrund der Gemeinderats-

beschlüsse aus den Jahren 1997, 1998, 2004 und 2019 eine Wirtschaftsförderung für das 

Jahr 2023 im Gesamtbetrag von € 12.428,92 gewährt wird. Ich ersuche um Unterstützung. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung. Einstimmig Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

Völkl: Wir kommen nun zur Behandlung des Dringlichkeitsantrags vom Herrn Stadtrat Pohl. 

 

Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ GO – 

Schulwegsicherung 
 

Pohl: Ja, danke für das Wort. Nachdem wir uns jetzt am Ende der öffentlichen Sitzung 

befinden, darf ich mich bei allen Zuhörern und Zusehern bedanken und einen schönen 

Sommer wünschen. Ich lese noch einmal den Antrag vor. Der Gemeinderat möge 

beschließen, Ausarbeitung und Umsetzung von Sofortmaßnahmen, siehe Vorschläge im 
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Langtext. Dazu komme ich noch durch die zuständige Abteilung der Gemeinde und laufende 

Meldungen an den Verkehrsausschuss, sowie in den Jour fixe im Sommer. Ausarbeitung 

mittel- und langfristiger Maßnahmen, siehe Vorschläge im Langtext, sowie Gespräche mit 

Land- und Straßenverwaltung und Umsetzungsvorschläge im Ausschuss. Antrag Langtext. 

Art 1. In diesem Kreuzungsbereich kommen mehrere Straßen, aber vor allem auch die Ernst-

Brunner-Straße, eine Landesstraße, mit Rad- und Gehwegen, auch einer Schulgehbusroute 

zusammen. Statt einwärts ist nach zwei Radfahrüberfahrten gleich eine Bushaltestelle, die 

auch von Schülern aus den benachbarten Wohnbauten in der Dr. Fuchs-Gasse genutzt wird. 

Daher kreuzen die Schüler die Ernst-Brunner-Straße bereits nach der Radfahrüberfahrt. 

Einwärts fahrend kommen die Autofahrer sehr schnell, da die Ernst-Brunner-Straße vor der 

Kurve zur Kreuzung abschüssig ist. Das Schild 70 Meter vor der Radfahrüberfahrt ist nicht gut 

sichtbar. Daher werden folgende Maßnahmen vorgeschlagen. Bessere Kennzeichnung der 

Radfahrüberfahrt vor der Kurve durch relevante Zeichen, Errichtung eines 

Fußgängerübergangs, Markierung des Übergangs in der Dr. Fuchs-Gasse, optische 

Markierungen zur Verringerung der Geschwindigkeit auf der Fahrbahn vor den Übergängen, 

begleitende Maßnahmen in den sozialen Medien und der Stadtzeitung über die erledigten 

Maßnahmen und die Gefahrenstellen. Als allerletzte Maßnahme, wenn alle anderen 

Maßnahmen keinen Erfolg bringen, Errichtung eines Radars in der Ernst-Brunner-Straße vor 

der Kurve. Wir sind sonst nicht so die Freunde des Radars, aber wenn die anderen 

Maßnahmen nicht greifen, dann sind uns die Kinder das auch wert. Die Wahrnehmung Art. 2, 

die Wahrnehmung der Gefahren bei der Bushaltestelle und dem Übergang auf Schulgehbus, 

war bereits im ersten Schulwegsicherungsantrag der FPÖ Thema. Ein Antrag auf Errichtung 

eines Fußgängerübergangs wurde durch das Land abgelehnt. Jetzt durch Zubauten und 

Erweiterung der Siedlung hat sich die Anzahl der Schüler, die die Haltestelle benutzen, 

vergrößert. Dazu ist durch den Umbau der Wiesener Straße im oberen Bereich die Strecke 

schneller geworden und lädt ein, sich herunterzulassen. Messungen durch die Gemeinde 

haben Geschwindigkeiten bis zu 90 km/h Spitze und trotz der vielen Ein- und Ausfahrten eine 

durchschnittliche Geschwindigkeit von 40 bis 60 km/h ergeben. Daher werden folgende 

Maßnahmen vorgeschlagen. Aufnahme weiterer Gespräche mit dem Land bezüglich der 

Errichtung eines Fußgängerübergangs, optische Markierungen zur Verringerung der 

Geschwindigkeit auf der Fahrbahn im Bereich der beiden Verkehrsinsel, also bereits auch 

oben kurz nach der Starteinfahrt. Aufstellen von Verkehrsschildern, Hinweis auf die 

Höchstgeschwindigkeit, Schulweg, Kinder, Ortsgebiet. Wie gesagt, als letzte Maßnahme, 

wenn alle anderen Maßnahmen keinen Erfolg bringen, die Errichtung eines Radars in der 

Wiener Straße zwischen Ortstafel und Bushaltestelle. Sowie auch vorher schon begleitende 

Maßnahmen in den sozialen Medien und in der Staatszeitung über die erledigten Maßnahmen 

und die Gefahrenstellen. Suche um Zustimmung. Dankeschön. 

 

Völkl: Zwei Wortmeldungen, Herr Stadtrat Hödl. 

 

Hödl: Danke. Schluss mit dieser unerträglichen Abzocke der Autofahrer. Hunderttausende 

Pendler, Familien und Arbeiter im Flächenbundesland Niederösterreich sind auf ihre Pkw 

einfach angewiesen und werden ständig schikaniert und mehrfach zur Kassa zitiert. Das ist 

das, wofür du vor zwei Tagen noch auf der Straße gewesen bist, wofür du Propaganda 

gemacht hast. Und in Wahrheit bin ich sehr froh und sehr glücklich, dass dein Herz anders 

schlägt als das, was du auf der Straße an Politik verkaufst. Inhaltlich könnte ich sehr lang jetzt 

sprechen zu den Punkten. Ich werde mich aber beschränken. Die Dringlichkeit halte ich ja ein 

wenig für zweifelhaft. Es geht um Maßnahmen, die 2023 umgesetzt worden sind. Die 
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Kennzeichnung der Radüberfahrt, wer sich Google Maps anschaut, sieht, was wir da für große 

rote Fläche haben. Wir haben auch sonst sehr viel in rote Unterlegungen, in 

Kreuzungsbereichen, in kritischen Bereichen gemacht, wie keine Vorgängerstadtregierung, 

wahnsinnig viel in den Schutz der Aktiven Mobilität, in die Förderung der Aktiven Mobilität 

investiert haben. Von den Radabstellanlagen, wie gesagt, diese ganzen Markierungen, 

Erneuerungen von Markierungen, hat seitens der GRÜNEN Stockerau den Vorwurf dann 

gegeben, in der Schießstattgasse schaut es aus wie auf einem Wimmelbild. All das zum 

Schutz der Kinder, aber auch unserer Seniorinnen und Senioren, die ja auch eine vulnerable 

Gruppe im Verkehr sind. Was die Richtung eines Fußgängerübergangs betrifft, so weißt du, 

glaube ich, oder solltest du ja genau wissen, dass es da eine nötige Frequenz braucht, 

einerseits der Fußgänger, andererseits des Straßenverkehrs. Es sind 25 Personen in der 

Spitzenstunde und 200 Fahrzeuge. Das wurde in der Wiesener Straße geprüft und dreimal 

geprüft sogar. Diese Werte wurden nicht erreicht. Wir werden das gerne noch ein viertes Mal 

machen, die optischen Markierungen zur Verringerung der Geschwindigkeit. Wir haben eine 

Beratung auch durch den Amtssachverständigen gehabt. Der Kevin Braunstein hat sich das 

sehr genau angeschaut und dank des tollen Projektmanagements des Bauamts sind diese 

ganzen Vorschläge ja auch im Verkehrsausschuss alle vorgelegen. Wir haben im 

Verkehrsausschuss darüber informiert, dass das jetzt nicht funktioniert und auf einmal 

dringlich ist. Das ist für mich überraschend. Genauso wie es überhaupt keinen Sinn macht, 

jetzt in der Ferienzeit Frequenzen für einen Fußgängerübergang prüfen zu wollen, ist 

vermutlich der schlechteste mögliche Zeitpunkt, das jetzt aktualisieren zu wollen. Die letzte 

Maßnahme, wir verwenden übrigens kein Radar, sondern eine Lasermessung. Wir sind ein 

bisschen moderner unterwegs. Vielleicht auch da die Geschwindigkeiten, weil du das 

angesprochen hast, du hast es vorhin für die Wiesener Straße angesprochen. Wir haben 

genau den Bereich Johann Schilda-Gasse von den Korridoren für Verkehrssicherheit im 

Rahmen der Punkte für die stationäre Radüberwachung prüfen lassen. Da war das Ergebnis, 

auch das ist auf MS-Teams hochgeladen, sämtliche Werte und für alle einsehbar. Es gab eine 

mittlere Geschwindigkeit von 41 km/h bzw. 39 km/h, je nachdem in welche Richtung man das 

betrachtet. Ich glaube, alle Mitglieder des Verkehrsausschusses, wissen glaube ich, wie 

wichtig mir die Förderung der Aktiven Mobilität ist, wie wichtig mir die Sicherheit der Kinder 

unter Seniorinnen und Senioren aus der vulnerablen Gruppe sind. Ich denke einmal, wir 

können das im Verkehrsausschuss natürlich behandeln. Wir können immer noch besser 

werden, wir können immer noch sicherer werden. Jetzt am Beginn der Ferienzeit ist es halt 

nicht der optimale Zeitpunkt, bzw. was die Prüfung von Schutzwegen betrifft, der schlechteste 

mögliche Zeitpunkt. Danke. 

 

Pohl: Ja, danke. Also mir widerspricht die Propaganda nicht, Das eine sind Autofahrer-

Schikanen mit 30er-Zonen, mit 100er-Zonen, mit 80er-Zonen. Hier geht es, vor allem darum, 

dass man nicht nur die Autofahrer bevorzugt oder sonst irgendwas, sondern ein gemeinsames 

Miteinander auf der Straße hat und vor allem dort, wo die Schwächsten sind, auch die 

Schwächsten zu schützen. Vielleicht hast du nicht ganz verstanden, ich habe von kurz- und 

mittel- und langfristigen Maßnahmen gesprochen und dass man keine langfristigen 

Maßnahmen jetzt über den Sommer macht, war mir eigentlich klar. Vielleicht habe ich es auch 

falsch adressiert und es ist offensichtlich nicht angekommen. Die kurzfristigen Maßnahmen 

waren diese Verzögerungsstreifen, Schilder, die wir aufhängen. Wie gesagt, das Ganze habe 

ich schon einmal eingebracht bei unserer Verwaltung und das ist jetzt fast ein Dreivierteljahr 

her und da ist nichts passiert. Es sind uns auch Schilder versprochen worden in Gesprächen 

mit der Stadtführung und die sind nicht gekommen. Nachdem die Bürger mich wiederholt 
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darauf angesprochen haben und nichts passiert ist, habe ich das noch einmal eingebracht 

und warum eben jetzt vor dem Sommer damit, jetzt noch einmal zur Erklärung, die 

kurzfristigen Maßnahmen über den Sommer passieren können. Wenn die Frequenz für eine 

Radfahrerüberfahrt erreicht, dann wird sie hoffentlich für einen Fußgängerübergang auch 

reichen. Danke. 

 

Hödl: Vielleicht nur ein inhaltlicher Punkt, die Radfahrerüberfahrten können wir selbst 

festlegen, da ist keine Mindestfrequenz notwendig, das ist für Schutzwege ganz einfach eine 

andere Voraussetzung. Äpfel und Birnen. 

 

Falb: … Text unverständlich … Also ich persönlich bin für Geschwindigkeitsüberwachung. Ich 

glaube, dass man das sehr gut im Verkehrsausschuss beraten und besprechen kann. … Text 

unverständlich … Ich danke. 

 

Völkl: Wenn ihr die Zurückverweisungen und Bearbeitungen im Ausschuss unterstützt, 

ersuchen wir um ein Zeichen der Zustimmung. Ich sehe hier Zustimmung der Fraktion der 

ÖVP, der SPÖ, der GRÜNEN. Gegenstimmen? Fraktion der FPÖ. Dankeschön. Wir sind am 

Ende des öffentlichen Teils angelangt. Ich wünsche allen unseren Zuhörern, Zusehern, 

Besuchern einen schönen Abend noch. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich in den Ausschuss zurückverwiesen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 3 FPÖ 0 

 

 

Ende der öffentlichen Sitzung um 22:04 Uhr.  

 

 

 

 

Mag. (FH) Andrea Völkl 

Bürgermeisterin 

 

 

Für die ÖVP-Fraktion STR Dr. Christian Moser 

 

Für die SPÖ-Fraktion 2. Vizebgm. Heinz Scheele 

 

Für die GRÜNEN-Fraktion STR DI Dietmar Pfeiler 

 

Für die FPÖ-Fraktion STR Herbert Pohl 


